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Die Autonomie von Hansestädten  
am Beispiel von Rostock*

von Jana Sch malf uß

The Autonomy of Hanseatic Towns: The Example of Rostock

Abstract: Urban autonomy was the cornerstone of the Hanse. The scholarly 
consensus is that if a town could not act independently of its overlord, membership 
in the Hanse was senseless. It is also agreed that urban autonomy was based 
on the individual rights (e. g. coinage) granted in its charters. However, the 
connection between specific rights and freedom of action (and membership 
in the Hanse) awaits clarification. Focussing on Rostock, two questions arise: 
Which individual rights qualified a town for membership in the Hanse? And 
which were the crucial rights a town could not afford to lose without forfeiting 
its membership?

Rostock’s freedom of action was demonstrated in the Rostock Sea and Land 
Peace (1283). However, Rostock’s charters show no break in continuity. Therefore, 
Rostock’s Hanseatic autonomy and its individual rights had nothing to do with 
one another. Rostock’s Hanseatic autonomy was an independent act of will.

The Cathedral Feud (1487–91) is the focus of the second question. Rostock’s 
autonomy was unquestionably under massive threat from its overlord, but its 
individual rights did not play much of a role. Lübeck and the Hanse focussed 
instead on restoring harmony between the warring factions and on brokering 
peace with the dukes. Lübeck’s conduct was governed by the rules promulgated 
in 1418 to settle urban conflicts.

The case of Rostock demonstrates that there were two kinds of autonomy. 
One, enshrined in its charters, was economic in intent, designed to erect a 
robust legal shield around the town which was indispensable if the urban 
economy was to flourish. The second, Hanseatic autonomy was an act of will, 
but always in relation to a specific question and based on the consent of those 
whose interests and rights were affected.
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*	 Für Kritik und Anregungen danke ich Stuart Jenks. Den beiden anonymen Gutachtern 
dieser Arbeit bin ich ebenfalls zu tiefem Dank verpflichtet.
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Im Jahre 1981 stellte Müller-Mertens die Frage nach dem Wesen des politischen 
Verhältnisses zwischen Städten und ihren Landesherren im Mittelalter.1 Oft sei 
über die Eigenständigkeit einer Stadt in der Literatur gesprochen, ohne dass 
sich überhaupt jemand die Mühe gemacht habe, die Begriffe Autonomie oder 
Eigenständigkeit zu definieren. Allerdings scheiterte auch Müller-Mertens an 
dieser Frage. Er konnte lediglich feststellen, dass die Eigenständigkeit einer 
Stadt von ihren erworbenen Privilegien abhängig sei.2 Die Handbuchliteratur 
folgt ihm in dieser Ansicht.3 Engel hat sogar einen Katalog der städtischen 
Sonderrechte aufgestellt, die in ihrer Gesamtheit die städtische Autonomie 
darstellen.4 Dieser wurde – vor und nach dem Mauerfall – von der Handbuch-
literatur unverändert übernommen.5

Allerdings ist dieser Ansatz höchst problematisch, da keine zwei Städte 
über ein deckungsgleiches Privilegienpaket verfügten.6 Auch Müller-Mertens 
Vorschlag, Städte nach ihren Rechten und Freiheiten zu systematisieren und 
daraus „Typen von Städtefreiheiten“7 abzuleiten, löst das Problem nicht, sondern 
verschiebt es nur auf ein höheres Niveau.8 Angesichts der Vielfalt an Rechten 
müsste nämlich entweder jede Stadt einen eigenen Typus darstellen oder die 
Kategorien müssten so allgemein gehalten werden, dass sie ihre analytische 
Schärfe vollständig einbüßen.

Das Problem wird noch schwieriger, wenn man die Hanse ins Spiel bringt. 
Eine längst etablierte Lehrmeinung ist es nämlich, dass eine Stadt autonom sein 

1	 Müller-Mertens 1981, S. 207.
2	 „Das autonome Verhältnis in der feudalstaatlichen Ordnung prägte sich gemäß den durch 

Privilegien erworbenen oder gewohnheitsrechtlich gewonnenen und mannigfach abgestuften 
Rechten, Freiheiten und Gewohnheiten in spezifischen Typen und konkreten individuellen 
Erscheinungen aus.“ Müller-Mertens 1981, S. 208.

3	 Dies ist zunächst der Konsens der vor dem Mauerfall entstandenen, marxistisch gefärbten 
Literatur der Greifswalder Schule: Engel 1984, S. 52; Wernicke 1983, S. 139; Wernicke 1984, 
S. 38; Fritze 1984, S. 76. Zur west- und gesamtdeutschen Literatur s. Anm. 5 unten.

4	 Engel 1984, S. 48–9.
5	 Isenmann 1988, S. 108–9. Die Aufhebung des Ost-West-Gegensatzes änderte nichts an die-

sem Forschungskonsens: Isenmann 2014, S. 286–7; s. a. Hammel-Kiesow 1998a, S. 455–6; 
Dilcher 1996, S. 71, 338 ff., 348. Neuerdings hat Winkelmann 2011, S. 168 Anm. 366 nicht 
nur den Engel’schen Katalog zueigen gemacht, sondern auch festgestellt, dass er mittlerweile 
Gemeingut der Forschung geworden ist.

6	 Auch hier herrscht vollkommener Konsens: Müller-Mertens 1981, S. 207; Engel 1984, 
S. 49, 52; Hammel-Kiesow 1998a, S. 456.

7	 Müller-Mertens 1981, S. 207.
8	 Gleiches gilt für Hammel-Kiesows Versuch (Hammel-Kiesow 1989, S. 330–9; 1998a, 

S. 453–62), (drei) Phasen der Beziehungen zwischen Städten und ihren Herren mit jeweils 
typischen Privilegien zu eruieren. Ähnlich ist über den neueren Versuch zu urteilen, den 
Begriff „partielle (bzw. relative) Autonomie“ in die Diskussion einzuführen: Winkel-
mann 2011, S. 169–70.
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muss, um sinnvoll an der Hanse teilzuhaben.9 Die Greifswalder Schule macht 
sich diese Ansicht mit aller Konsequenz zueigen.

„[Es] wurde und wird die städtische Selbstverwaltung ... als Grundlage für 
den Zugang zum hansischen Bund und für eine ungehinderte Aktivität in 
ihm angesehen.“10 „Die Mitgliedschaft in der Städtehanse kann zusammen-
fassend als eine Fortsetzung und Steigerung der kommunalen Bewegung 
angesehen werden.“11

Also habe es eine Art Automatismus gegeben: Der Besitz der städtischen 
Vorrechte aus dem Engel’schen Katalog begründe die Autonomie. Nur eine 
Stadt, die die Autonomie in diesem Sinne besitze, könne Hansestadt werden.

Die west- und (nach 1989) gesamtdeutsche Forschung ist etwas zurückhaltender 
im Umgang mit dem Begriff Autonomie, widerspricht jedoch der Greifswalder 
Schule nicht im Grundsatz. Auf der einen Seite wird der Besitz gewisser städ-
tischer Vorrechte aus dem Engel’schen Katalog bei der Darstellung der frühen 
Hanse stillschweigend vorausgesetzt, so etwa Selzer bei der Feststellung,12 dass 
das Brügger Kontor zur Durchsetzung einer Blockade gegen Flandern im 13. Jh. 
auf die „Rechtshilfe aller Heimatstädte der in ihrer Gemeinschaft verbundenen 
niederdeutschen Kaufleute“ angewiesen war (denn nur der eigene Rat konnte 
einen Blockadebrecher maßregeln), was die städtische Selbstverwaltung, die 
eigene Gerichtsbarkeit und das Satzungsrecht voraussetzt. Das sind aber die 
ersten drei Säulen der Engel’schen Definition der Autonomie. Auf der anderen 
Seite erweist ein Blick auf die Forschung zur Endphase der Hanse, dass man 
sich einig ist, dass der Verlust der Autonomie (etwa infolge der Unterwerfung 
unter den Stadtherrn) die Hansezugehörigkeit akut gefährdete.13

Nach dieser Logik – dass nämlich die Autonomie der Stadt in ihren Privilegien 
begründet und dass nur auf dieser Grundlage eine Hansezugehörigkeit denkbar 
war – müsste es gewisse Kernprivilegien gegeben haben, deren Besitz für die 
Hansefähigkeit einer Stadt entscheidend war, gewissermaßen eine hansische 
Check-Liste. Allerdings hat bislang keiner das kritische Vorrecht zu nennen 
gewagt, ohne das eine Stadt als Mitglied der Hanse nicht in Frage kam.

Das Ergebnis ist, dass die Verbindung zwischen Einzelrechten und Eigen-
ständigkeit – geschweige denn Hansefähigkeit – überhaupt nicht deutlich wird. 

9	 Hammel-Kiesow 1998a, S. 450 konstatiert diese communis opinio der Forschung, auch wenn 
er sie hinterfragt.

10	 Wernicke 1984, S. 36.
11	 Wernicke 1984, S. 44.
12	 Selzer 2010, S. 39. Ähnlich Jahnke 2014, S. 165.
13	 Fahlbusch 2001, S. 72–3; Seier 2012, S. 92, 102; Hammel-Kiesow 2012, Sp. 769.
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Und hierfür gibt es einen einsichtigen Grund. Alle, die sich an das Problem 
herangewagt haben, gehen von der ungeprüften, ja nicht einmal reflektierten 
Annahme aus, dass die Entstehung der Autonomie organisch war. Die Stadt 
erwarb nach und nach einzelne Rechte, die irgendwann eine kritische Masse 
erreichten, woraus sich eine qualitative Änderung der Beziehungen zum 
Stadtherrn folgerichtig und zwanglos ergab.14 Die Frage ist allerdings, ob 
dies in Wirklichkeit so war.

In diesem Beitrag will ich der Frage nach dem Zusammenhang zwischen 
Einzelprivileg und Eigenständigkeit – insbesondere im Hinblick auf die Hanse-
fähigkeit – am Beispiel von Rostock nachgehen, in der Hoffnung, dass die Lage 
der Dinge klarer wird, wenn man eine einzige Stadt in den Fokus stellt. Wenn die 
städtische Autonomie in den Privilegien der Stadt begründet ist und wenn diese 
Autonomie wiederum die unerlässliche Grundlage für die Hansezugehörigkeit 
darstellt, dann sind auch im Hinblick auf Rostock zwei Fragen unausweichlich:

1.	 Welche Privilegien muss eine Stadt wie Rostock im Vorfeld besitzen, um 
Mitglied der Hanse zu werden?

2.	Welche sind die Kernprivilegien, die eine Hansestadt, etwa Rostock, nicht 
verlieren darf, ohne dass eine Teilhabe an der Hanse sinnlos wird?

Wir werden sehen, dass diese beiden Fragen falsch gestellt sind.

1	 Rostocks landesherrliche Privilegien

Es ist die These dieses Teils der Arbeit, dass Rostocks stadtherrliche Pri-
vilegien und seine Hansezugehörigkeit nichts miteinander zu tun haben. 
Die Autonomie, die Rostocks Teilnahme an der Hanse ermöglichte, war 
gerade nicht die Folge der Akkumulation von Einzelgerechtsamen aus dem 
Engel’schen Katalog, sondern vielmehr ein eigenständiger Willensakt. Um 
diese These zu untermauern, muss man zunächst die Gerechtsame, die das 
mittelalterliche Rostock von seinem Stadtherrn erhielt, seit der Verleihung 
des Lübischen Rechts (1218) mustern.15 Diese lassen sich zwanglos in vier 
Gruppen einteilen: 1) Bestimmung bzw. Vergrößerung der Gemarkung der 

14	 Müller-Mertens 1981, S. 209–11.
15	 Es sei hier vorsorglich darauf hingewiesen, dass hier keineswegs übersehen wird, dass sich 

immer wieder Gelegenheit zum Privilegienerwerb aus der (finanziellen oder militärischen) 
Schwäche des Stadtherrn und der allgemeinen regionalen Machttektonik (die ja stets in 
Bewegung war) ergab. Dazu s. grundlegend Auge 2009. S. a. Winkelmann 2011, S. 169. Die 
entscheidende Frage ist aber nicht, wie die Stadt zu ihren Privilegien kam, sondern welche 
Vorrechte sie haben wollte, wenn sich die Gelegenheit ergab.

Jana Schmalfuß
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Stadt und der Nutzungsrechte ihrer Einwohner in der Umgebung, 2) Gerichts-
barkeit, 3) Münzrecht und 4) Schutz vor fürstlichen Befestigungen.16 Ich werde 
diese Vorrechte erst chronologisch (nach Kategorien) schildern und dann 
ihre Qualität vor und nach 1283 vergleichen, als Rostock autonom wurde.17

Gemarkung und Nutzungsrechte
Die Geschichte der nachweisbaren Rechte der Stadt beginnt mit dem Privileg 
Fürst Borwins I. vom 24. Juni 1218.18 Diese Urkunde ist zunächst wichtig, weil 
sie belegt, dass die Siedlung bereits eine Pfarrei (St. Petri)19 und eine Ratsver-
fassung20 besaß. Mit diesem Freibrief räumte Fürst Borwin Rostock zunächst 
Nutzungsrechte in der Gemarkung ein, die den Aufbau der Stadt unterstützen 
und neue Bürger anlocken sollten, nämlich das Boden- und Hölzungsrecht sowie 
Fischerei- und Jagdrechte. Sodann verlieh er der Stadt und ihren Einwohnern 
die Zollfreiheit in seinem gesamten Herrschaftsraum (omnimoda in juriditione 
nostra thelonii exemptione).21 Und schließlich bestätigte er ihnen den fortwäh-
renden Genuss des Lübischen Rechts.22

Am 25. März 1252 erweiterte Borwin III. die Stadtgemarkung um die Dörfer 
Hinrichsdorf, Mönchshagen und Volkenhagen und dehnte das Stadtrecht auf das 
gesamte Stadtgebiet aus.23 Hinzu kamen Fischereirechte für die Unterwarnow. 
Schließlich verzichtete Borwin auf sein Strandrecht im Rostocker Hafen und 
versprach, den Handel – auch der fremden Kaufleute – innerhalb und außerhalb 
der Stadt nicht zu stören, solange die fälligen Zölle gezahlt würden.

Die nächste Urkunde wurde vor dem Hintergrund eines Feuers, das Rostock 
verwüstete, ausgestellt.24 Zwecks Versorgung der notleidenden Rostocker gewährte 
Fürst Heinrich Borwin III. 1264 den Bürgern freie Fuhr zu seinen Mühlen.25 

16	 Diese Gerechtsame bilden Isenmanns Punkte 5, 4, 6 und 7 (Isenmann 2014, S. 286–7) und 
Engels Punkte 7, 2 und 1 (Engel 1984, S. 48).

17	 Dass 1283 die Grenze zwischen der stadtherrlich dominierten und der autonomen Stadt 
Rostock markiert, wird unten an passender Stelle eigens begründet.

18	 Koppmann 1887, S. 2 (MUB I, Nr. 244; Regest: HUB I, Nr. 142).
19	 Vgl. aber Pelc 1994, S. 20; Pelc 2018, S. 174, für eine frühere St. Clemens-Kirche in der 

Nähe der Burg östlich der späteren Stadt.
20	 Die Urkunde nennt zehn consules ejusdem oppidi [Rostock] und den Pfarrer der Petri-Kirche 

in Rostock als Zeugen.
21	 MUB I, Nr. 244.
22	 Dies sollte nicht als die ursprüngliche Bewidmung einer (bislang nach anderem Recht 

lebenden) Ortschaft mit Lübischem Recht verstanden werden, wie bereits Meyer (1929, 
S. 43) erkannt hat. Ebel (1971, S. 42) zitiert die Urkunde falsch.

23	 MUB II, Nr. 686; Regest: HUB 1, Nr. 423.
24	 MUB II, Nr. 1021 vom 12. Okt. 1264.
25	 MUB II, Nr. 1021.
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Außerdem wurden die bisher fürstlichen Müller unter städtisches Recht gestellt. 
Ferner erlaubte er den Bürgern die Jagd inter aridam et fluvium, (...) et inter 
aggerem sancti Clementis et amnem, qui decurrit ab amne Bertoldesdorpe.26 
Schließlich übertrug er Rostock seine Rechte über den wirtschaftlich bedeutenden 
Hafen Warnemünde und der Stadtfeldmark.

Eine nochmalige Erweiterung der Stadtgemarkung verfügte die Urkunde vom 
11. Dezember 1275.27 Hier kaufte die Stadt das Dorf Nemezow samt Zubehör 
von Fürst Waldemar von Rostock (die Lage des Ortes ist unbekannt, da er nur 
bis 1365 existierte).

Der Rostocker Rat kaufte 1286 von Fürst Nikolaus das Dorf Wendisch Wik 
cum omni utilitate, zwei Wiesen und eine weitere Wiese proximum cymiterio 
Judeorum.28 Rostocks Gegenleistung bestand darin, dass die Stadt die Schulden 
von Fürst Nikolaus’ verstorbenem Vater, Waldemar von Rostock, übernahm. 
Heinrich von Mecklenburg kaufte man dann 1323 Warnemünde ab.29

Auch an einzelne Bürger verkaufte der Stadtherr Rechte. So erwarb der 
Rostocker Bürger Dietrich Frese 1319 Bede und Gerichtsbarkeit von Barns-
dorf von Fürst Heinrich.30 Diese Rechte verkauften seine Erben 1331 an den 
Rostocker Rat.31

Gerichtsbarkeit
Schon im 13. Jahrhundert war dem Rat die Teilhabe an ziviler und freiwilliger 
Gerichtsbarkeit zuerkannt worden, so dass der Landesherr nur noch über die 
hohe Gerichtsbarkeit verfügte. Im Laufe des 14. Jahrhunderts schwand sein 
Einfluss auch hier.

Zunächst erstreckten sich die gerichtlichen Befugnisse des Rates nur auf die 
Markt-32 und die freiwillige Gerichtsbarkeit.33 In der höheren Gerichtsbarkeit 
kann zu diesem Zeitpunkt nur von einer Mitwirkung der Bürgerschaft ge-
sprochen werden,34 während ein stadtherrlicher Vogt (advocatus) den Vorsitz 
im Gericht führte, dem mehrere Ratsherren als Beisitzer zur Seite standen.35

26	 MUB II, Nr. 1021.
27	 MUB II, Nr. 1381 vom 11. Dez. 1275.
28	 MUB III, Nr. 1836 vom 27. Feb. 1286.
29	 MUB VII, Nr. 4424 vom 11. März 1323.
30	 MUB VI, Nr. 4063 vom 23. März 1319.
31	 MUB VIII, Nr. 5229 vom 2. Apr. 1331.
32	 Meyer 1929, S. 53 f.
33	 Meyer 1929, S. 55.
34	 Meyer 1929, S. 55.
35	 Zur Stellung des Vogtes s. Meyer 1929, S. 52 f.

Jana Schmalfuß
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Im Laufe der Zeit gelang es, dem Vogt immer mehr Aufgaben abzunehmen 
und so den fürstlichen Einfluss auf das Gerichtswesen zu reduzieren. 1323 er-
hielt die Stadt die Gerichtsbarkeit über die bereits 125236 gekaufte Rostocker 
Heide.37 Der Geltungsbereich des Stadtrechts vergrößerte sich dadurch in 
beachtlichem Maße. Die hohe Gerichtsbarkeit für das Stadtgebiet erwarb 
Rostock schließlich 1358 gegen Zahlung von 2000 Mark.38

Im 15. Jahrhundert war der Rat vor allem bemüht, die stadtherrliche Son-
dergerichtsbarkeit im Stadtgebiet und in der näheren Umgebung auszuschal-
ten.39 Dabei sind zwei Bereiche zu nennen: das Recht zur Ergreifung von 
Gesetzesbrechern und der Umgang mit den Rostocker Bürgern. In diesem 
Zusammenhang sind mehrere Urkunden von Belang. Zunächst erwarb 
Rostock 1459 das Recht zur Ergreifung von Verbrechern im Herrschaftsge-
biet der Herzöge von Mecklenburg.40 1471 erhielt der Rat das ausschließliche 
Verhaftungsrecht bei Nacht in der Stadt.41 Eine weitere Urkunde regelte 1477 
zudem den Umgang mit Verbrechern und ermächtigte den Rat, Verbrecher 
in Gotteshäusern aufzugreifen.42

Doch nicht nur der Rat profitierte. Ab 1462 war es nicht mehr möglich, 
Rostocker Bürger außerhalb der Stadtmauern zu Recht zu fordern.43 Die 
Erweiterung dieser Bestimmungen zu einem privilegium de non evocando 
gelang dem Rat 1477.44 Seitdem konnten Rostocker nicht mehr vor das geist-
liche Gericht des Bischofs von Schwerin in Bützow gestellt werden.

36	 MUB II, Nr. 686.
37	 MUB VII, Nr. 4424 vom 11. März 1323.
38	 MUB XIV, Nr. 8533.
39	 Bei der Wieden 1981, S. 124.
40	 Koppmann 1887, S. 35; Bei der Wieden 1981, S. 124. Beide ohne Quellennachweis. Die Urkunde 

ist gedruckt in Nachrichten 1756, 20. Stück, S. 78 f. (http://www.stadtarchiv-rostock.findbuch.
net/php/main.php?ar_id=3722&be_kurz=312e302e312e&ve_vnum=32#312e302e312ex31, 
zuletzt aufgerufen am 21.02.2013).

41	 Bei der Wieden 1981, S. 124; Koppmann 1887, S. 36. Beide ohne Quellennachweis.
42	 Bei der Wieden 1981, S. 124; Koppmann 1887, S. 36. Urkunde abgedruckt in Nachrichten 

1757, 22. Stück, S. 85 f. (http://www.stadtarchiv-rostock.findbuch.net/php/main.php?ar_
id=3722&be_kurz=312e302e312e&ve_vnum=32#312e302e312ex35, zuletzt aufgerufen am 
21.02.2013).

43	 Bei der Wieden 1981, S. 124; Koppmann 1887, S. 35. Urkunde abgedruckt in Nachrichten 
1756, 23. Stück, S. 90 f. (http://www.stadtarchiv-rostock.findbuch.net/php/main.php?ar_
id=3722&be_kurz=312e302e312e&ve_vnum=32#312e302e312ex32; zuletzt aufgerufen am 
21.02.2013).

44	 Koppmann 1887, S. 36. Quelle abgedruckt in Nachrichten 1757, 22. Stück, S. 85 f. (http://www.
stadtarchiv-rostock.findbuch.net/php/main.php?ar_id=3722&be_kurz=312e302e312e&ve_
vnum=32#312e302e312ex35, zuletzt aufgerufen am 21.02.2013).
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Münzrecht
Im Jahre 1262 verpflichtete Fürst Borwin von Rostock die Stadt zur Zahlung einer 
Bede in Höhe von 250 Mark Pfennigen.45 Da diese Abgabe in denarii ejusdem 
civitatis monete zu entrichten war, musste Rostock über eine eigene Münze 
verfügt haben. Den weiteren Ausbau des städtischen Münzrechts verdankte der 
Rat der Finanzschwäche der Fürsten. Im Verlauf des 14. Jahrhunderts konnte sich 
Rostock zunächst die Münzgerechtigkeit sowie die Münzstätte gegen Zahlung 
von 1000 Mark sichern.46 Die urkundliche Übertragung des Münzrechts dürfte 
allerdings ältere Zustände lediglich formalisiert haben.47 Das städtische Münz-
recht konnte der Rat 1361 durch Zahlung von weiteren 800 Mark erweitern: Nun 
besaß Rostock die alleinige Münzgewalt im Herrschaftsbereich Albrechts II.48

Schutz vor fürstliche Befestigungen
1266 willigte Fürst Waldemar von Rostock ein, dass der Wall, der sich vor dem 
Bramower Tor befand, auf Wunsch der Rostocker für immer abgetragen werde.49 
Dies war ein erster Erfolg Rostocks im Kampf gegen Befestigungsanlagen der 
Fürsten innerhalb der Stadt. In dieselbe Richtung weist ein Privileg von 1278, 
das den Abriss der fürstlichen Hundsburg anordnete.50 Außerdem sicherte der 
Fürst der Stadt zu, auf einer Strecke von einer Meile beiderseits der Warnow 
auch in Zukunft keine Verteidigungsbauten zu errichten. Dadurch sicherte sich 
die Stadt „die militärische Beherrschung der näheren Umgebung.“51 Die Urkunde 
bestimmt zudem, dass auch in Zukunft auf städtischem Gebiet keine fürstlichen 
Verteidigungswerke mehr errichtet werden dürften. Der Erwerb der Hundsburg 
war ein wichtiger Erfolg der Stadtobrigkeit, denn sie bot die Gewähr, dass im 
Konfliktfall der Fürst nicht den gesamten Schiffverkehr lahmlegen konnte.52 

Den Wall der alten Burg, der sich nahe der Petrikirche befand, konnte 
die Gemeinde erst 1286 erwerben.53 Damit gab es „keine landesherrliche 

45	 MUB II, Nr. 959 vom 18. Juni 1262.
46	 MUB VII, Nr. 4675 vom 13. Dez. 1325.
47	 Bei der Wieden 1981, S. 117.
48	 MUB XV, Nr. 8903.
49	 MUB II, Nr. 1096 vom 27. Okt. 1266. Wie die Urkunde sagt, hatte Waldemars Vater den 

Wall für ein Schloss errichtet, das nicht fertiggestellt wurde: vallem apud portam Bramow 
a dilecto patre nostro ad castrum edificandum inchoatam, propriam intuentes utilitatem, 
maturo ducti consilio decrevimus penitus destruendam, nec a nobis nec a nostris posteris 
amplius construendam. Dazu Lisch/Mann 1856, S. 26.

50	 MUB II, Nr. 1474 vom 21 Dez. 1278.
51	 Freynhagen 1931, S. 9.
52	 Freynhagen 1931, S. 7. Freynhagen unterstreicht, dass dieser Prozess mit dem Erwerb der 

Oberhoheit über die Befestigungsanlagen im Hafen Warnemünde (1322) abgeschlossen war.
53	 MUB III, Nr. 1836.
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Befestigung mehr in unmittelbarer Nähe der Stadt.“54 Dies unterband jeg-
liche Einflussnahme der Stadtherren auf das Gebiet der Unterwarnow, das 
für den Handel von großer Bedeutung war.55 Nachdem die Herrschaft der 
Dänen abgeschüttelt werden konnte, erreichte man 1322 den Abbruch einer 
von den Besetzern errichteten Festung, als Fürst Heinrich von Mecklenburg 
den ratmannen unde der menen stad to Roztok (...) dat hus unde den thorn to 
Warnemunde, also dat sy dat breken scholen, verkaufte.56

Rostocks Privilegienerwerb und der Rostocker See- und Landfriede
An dieser Stelle müssen wir die eingangs gestellte Frage aufgreifen: In wel-
cher Beziehung stehen Privilegienerwerb und Autonomie im Falle Rostocks? 
Allerdings müssen wir zuerst klären, ob man überhaupt berechtigt ist, das 
Jahr 1283 als Zäsur zwischen stadtherrlicher Abhängigkeit und Autonomie 
zu betrachten.

Den Rostocker See- und Landfrieden kann man m. E. als die Geburtsstunde 
von Rostocks Autonomie betrachten. Entscheidend waren zwei Punkte:

•	 Das freie Einungs- und Bündnisrecht, das die Fürsten den beteiligten 
Städten zugestanden haben.57 Dieses Bündnisrecht beseitigte den bisher 
üblichen Vorbehalt, wonach keine Stadt vertraglich verpflichtet werden 
konnte, gegen den eigenen Stadtherrn zu kämpfen.58

54	 Bei der Wieden 1981, S. 117.
55	 Bei der Wieden 1981, S. 117.
56	 MUB VII, Nr. 4377 vom 24 Sept. 1322. Die Stadt ging nach altem Muster vor. Zunächst 

erwarb sie die Festung, ein halbes Jahr später das gesamte Dorf (MUB VII, Nr. 4424 vom 
11. März 1323).

57	 Dies behauptet Mohrmann (1972, S. 66) und weist auf den auffälligen Kontrast zum landes-
herrlichen Vorbehalt im Wismarer Rezess von 1264 hin (HR I 1, Nr. 7 § 6. Dazu Mohrmann 
1972, S. 35 f.), ohne allerdings die einschlägigen Passagen aus dem Rostocker Frieden zu 
nennen. Das freie Einungs- und Bündnisrecht ist m.E. im Rostocker See- und Landfrieden 
nur implizit enthalten. Es ergibt sich zunächst aus der Tatsache, dass die Fürsten acht Städte 
als Bündnispartner in einem beschworenen Frieden akzeptiert haben (HUB I, Nr. 917). 
Hinzu kommt die Verpflichtung, die selbst für die kleinsten Landstädte galt, militärisch 
gegen ein abtrünniges und vergeblich abgemahntes Mitglied des See- und Landfriedens 
vorzugehen (s. folgende Anm.). Das freie Einungsrecht ergibt sich aus der Bestimmung, 
dass eine Verlängerung des See- und Landfriedens über die vorgesehenen zehn Jahre hinaus 
allein in der Hand der Vasallen und der Städte lag (HUB I, Nr. 917).

58	 Mohrmann 1972, S. 67. Alle Beteiligten sind verpflichtet (HUB I, Nr. 917, S. 315), nach 
erfolgter Mahnung gemeinsam gegen alle vorzugehen, die den Landfriedensvertrag nicht 
erfüllen wollen, wenn sich der Ausscherende nach Ablauf einer Monatsfrist immer noch als 
pertinax erweist. Wenig später (S. 316) wird nochmals unterstrichen, dass selbst die kleinen 
Landstädte dazu verpflichtet sind.
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•	 Die Ausweitung der Lübecker Handelsprivilegien im Gebiet der Pommern-
herzöge auf alle beteiligten Städte.59

Eine Stadt, die ohne Einwilligung des Stadtherrn Einungen und Bündnisse 
eingehen kann und sogar verpflichtet ist, im Bündnisfall gegen den eigenen 
Stadtherrn zu kämpfen, ist zweifelsohne eigenständig. Dass obendrein die 
Städte den Pommernherzögen die Zoll- und Fiskalpolitik im Rostocker 
Frieden diktierten, weist in die gleiche Richtung.

Die neue Qualität der Beziehungen zwischen Rostock und seinen Stadther-
ren hatte jedoch nicht die geringste Auswirkung auf den Privilegienerwerb. 
Rostock hat gerade nicht die neu gewonnene Autonomie als Sprungbrett 
benutzt, um den Stadtherren Vorrechte auf neuem Gebiet abzuringen oder 
den eigenen Rechtsstand markant auszubauen. Vielmehr war Rostocks 
Privilegienerwerb vor und nach dem Rostocker Frieden organisch. Bis kurz 
vor dem Ausbruch der Domfehde kaufte die Stadt ihrem Fürsten weitere 
Privilegien ab, ohne dass neue Aspekte hinzukamen. Die Stadt war ledig-
lich darum bemüht, die Bereiche nach und nach zu erweitern, in denen sie 
bereits vor dem Rostocker Frieden Freiheiten gewonnen hatte.

Auch der Umkehrschluss ist zwingend geboten. Rostocks Privilegienerwerb 
hat nichts mit seiner Autonomie zu tun. Diese ist nicht etwa der Eckstein, 
der sich fast von selbst in den Bogen einfügt, wenn man nur genügend (oder 
die entscheidenden) Vorrechte erworben hat. Die gradualistische These, dass 
die städtische Autonomie selbstverständlich aus einer solchen Häufung von 
Vorrechten ergibt, ist unhaltbar. Daher muss der Autonomieerwerb einen an-
deren Grund gehabt haben. Deshalb müssen wir uns 1283 genauer anschauen.

Der zeitliche Kontext des Rostocker Friedens
Der 1283 erfolgte städtische Griff nach der Eigenständigkeit muss sich aus einer 
einmaligen Konstellation ergeben haben, die die Städte messerscharf erkannten 
und mit beiden Händen aufgriffen. Deshalb müssen wir uns weniger mit dem 
Inhalt des Rostocker Friedens60 als mit seinem zeitlichen Kontext befassen.

Der Hauptgrund für das Zustandekommen des Rostocker Friedens ist „in 
der generellen Feindschaft der wendischen Städte und Fürsten gegenüber den 
Askaniern“ zu suchen.61 Den Konflikt mit den Markgrafen von Brandenburg 

59	 HUB I, Nr. 917.
60	 Dazu Mohrmann 1972, S. 60–8. Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass Kattinger 1995, 

S. 33 und Pelc 2018, S. 177 den Rostocker Frieden nur am Rande erwähnen, nicht jedoch 
thematisieren.

61	 Mohrmann 1972, S. 54.
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muss man allerdings aus zwei verschiedenen Perspektiven betrachten, und 
zwar der fürstlichen und der städtischen.

Die fürstliche Perspektive
Das Fehlen einer Ordnungskraft im Norden des 13. Jahrhunderts beflügelte 
die territorialen Ambitionen der askanischen Markgrafen von Brandenburg. 
Wie auch andere Fürsten und Adlige litten die Brandenburger allerdings unter 
chronischem Geldmangel und waren deshalb unter anderem darauf erpicht, am 
Seehandel der Ostsee teilzuhaben.62 Der dazu nötige Meereszugang fehlte ihnen 
aber.63 Im Jahre 1277 boten sich den Askaniern gleich zwei Gelegenheiten, 
diesen Missstand zu beseitigen. Zunächst Schweden: Waldemar von Schwe-
den hatte seinen Thron verloren und hoffte, diesen mit Hilfe der Markgrafen 
wiederzuerlangen. Für die brandenburgische Unterstützung bot Waldemar 
den Askaniern Gotland an, sollte er die Macht in Schweden wiedererlangen. 
Allerdings gelang dies nicht.64

Eine zweite Möglichkeit eröffnete sich, als das Bistum Kammin das Land 
Kolberg an Brandenburg abtrat. Barnim von Pommern hatte das Land Kolberg 
an den Bischof von Kammin abgetreten,65 allerdings nur unter der Bedingung, 
dass es nie an die Askanier fallen dürfe. Doch der Bischof hielt sich nicht an 
die Abmachung.66

Auch andere norddeutsche Fürsten sahen sich durch die Askanier bedroht. 
Zwischen den Brandenburgern und den Herren von Werle entstand ein Streit 
wohl wegen beidseitiger Ansprüche auf das Land Turne.67 Auch mit den 
Grafen von Schwerin kam es zu Reibereien, die in einem Vertrag mündeten, 
in dem die Grafen Gebiete abtraten und sich verpflichteten, den Markgrafen 
ihr „Land im Bedarfsfall zu öffnen“. Dadurch sicherte sich Brandenburg den 
Einfluss auf die gesamte Prignitz.68 1272 schlossen sich der Erzbischof von 
Magdeburg und die Fürsten von Werle, Mecklenburg und Rügen sowie die 
Herren von Rostock und der Graf von Schwerin in einem Beistandspakt gegen 
die Askanier zusammen.69 Dieser Bund dürfte aber spätestens im Sommer 

62	 Reuter 1907, S. 295.
63	 Schultze 1961, S. 180.
64	 Schultze 1961, S. 180.
65	 Reuter 1907, S. 303, vermutet, dass Barnim von Pommern in der Stiftung des Landes die 

einzige Möglichkeit sah, das Land vor den Brandenburgern zu bewahren.
66	 Mohrmann 1972, S. 55.
67	 Schultze 1961, S. 180.
68	 Schultze 1961, S. 181.
69	 MUB II, Nr. 1250 vom 1. Mai 1272.
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1283 gegenstandslos geworden sein, als Erich von Brandenburg den Erzstuhl 
von Magdeburg bestieg.70

Auch mit Pommern gerieten die Markgrafen in Konflikt. Schultze räumt 
ein, dass die Ursachen dafür nicht eindeutig nachweisbar sind, dass man aber 
vermuten kann, dass es sich um Ansprüche auf die Herrschaft Pommerns han-
delte, auf die sowohl die Askanier als auch Bogislaw IV. Ambitionen hegten.71

Insgesamt ist festzuhalten, dass sich die norddeutschen Fürsten seit geraumer 
Zeit mit höchst beunruhigenden Expansionsbestrebungen der brandenburgi-
schen Markgrafen konfrontiert sahen. Ebenso wird deutlich, dass sie bislang 
kein probates Gegenmittel entdeckt hatten. Kurzum: Sie waren in einer 
Notlage.72 Dies war sicherlich der Anlass, sich mit den Städten im Rostocker 
Frieden zusammenzuschließen und diesen innerhalb des Bundes großzügige 
Freiheiten einzuräumen. Dennoch kann man die Fürsten nicht als treibende 
Kraft beim Zustandekommen des Bündnisses betrachten. Vielmehr erkannten 
die Städte – allen voran Lübeck – die Notlage der Fürsten und nutzten sie aus.

Die städtische Perspektive
Ebenso wie die Fürsten sah sich zumindest Lübeck zeitweise mit den territorialen 
Ambitionen der Brandenburger Markgrafen konfrontiert. Da Lübeck in der For-
schung als treibende Kraft des Landfriedens gilt, müssen wir uns der Travestadt 
zuwenden und ihre Beziehungen zu den Askaniern in den Mittelpunkt stellen.

Seit dem Reichsfreiheitsprivileg Friedrichs II. (1226) bestimmte der König 
einen rector für die Stadt. Obwohl die Herzöge von Braunschweig seit 1269 
als königliche Schirmvögte von Lübeck tätig gewesen waren73 und 1277 von 
Rudolf von Habsburg in diesem Amt bestätigt wurden,74 zahlte Lübeck 1277 
auf königliche Anweisung die Reichssteuer an Markgraf Otto den Langen 
von Brandenburg.75 1281 überließ Rudolf den Askaniern die Reichsvogtei 
über die Stadt,76 sah sich jedoch bald dazu veranlasst, die Reichsvogtei an 
die Herzöge von Sachsen zu übertragen (15. Mai 1282).77 Sich kurz darauf 
verschärfende Fehdehandlungen zwischen den Markgrafen von Brandenburg 

70	 Eubel, Hierarchia, S. 321.
71	 Schultze 1961, S. 189. 1278 starb Barmin I. von Pommern. Sein Nachfolger wurde sein Sohn 

Bogislaw IV. Allerdings erhob auch seine Witwe, eine Schwester der Markgrafen, Ansprüche.
72	 Reuter 1907, S. 306.
73	 Bestallt wurden Albert und Johann von Braunschweig am 18. März 1269 (UBStL I, Nr. 310) 

und erneut am 14. März 1273 (UBStL I, Nr. 336).
74	 MGH Const. III, Nr. 180.
75	 UBStL I, Nr. 378 vom 25. Feb. 1277.
76	 MGH Const. III, Nr. 263.
77	 UBStL I, Nr. 427.
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und Lübeck bewogen den König, sich erneut einzuschalten, einen Vermittler 
zu schicken78 und den Markgrafen die Schirmherrschaft über die Stadt entzie-
hen (7. Dezember 1282).79 Damit entsprach er wohl auch Lübecks Wünschen, 
hatte sich doch der Konflikt um die Reichsvogtei negativ auf den Handel der 
Stadt ausgewirkt. Aber die robust umgesetzten Ambitionen der Askanier 
hatten auch für andere Städte missliche Folgen, was sich schon 1280 zeigte, 
als Stettin Lübeck um Hilfe gegen die Brandenburger bat.80

Doch können die Auseinandersetzungen Lübecks mit den Brandenburgern 
als Anlass für den Rostocker Frieden gesehen werden? Dieser Konflikt war 
spätestens am 7. Dezember 1282 mit der Übertragung der Reichsvogtei an die 
Herzöge von Sachsen beigelegt.81 Lediglich die Fürsten sahen sich noch den 
Expansionsbestrebungen der Askanier ausgesetzt. Die Auseinandersetzungen 
zwischen Lübeck und Brandenburg erscheinen vielmehr als eine Möglichkeit, 
die Fürsten listig in einen Landfrieden einzubinden und auf diesem Wege für 
die eigenen Interessen dienstbar zu machen.82

Für die Städte war es von Vorteil, dass der Rostocker Friede rasch zerfiel. 
Bereits am 5. April 1284 schlossen die Sachsenherzöge Johann und Albrecht 
und die Markgrafen Otto V., Albrecht III. und Otto VI. einen Beistandspakt.83 
Das lässt eine bemerkenswerte Missachtung des Rostocker Friedens erkennen, 
zumal der Landfriedenshauptmann (Johann von Sachsen) mit dem ins Visier 
genommenen Hauptgegner des Friedens (Brandenburg) zusammenging, um 
gegen einen Friedensgenossen (die Herren von Werle) zu kämpfen, und zwar 
in der Hoffnung, einen weiteren Friedensgenossen (Lübeck) für dieses Projekt 
zu gewinnen. Verstieß dies bereits massiv gegen den Geist des Rostocker Frie-
dens – man hatte 1283 geschworen, den Frieden miteinander einzuhalten –, 
so verstieß der Vertrag von Vierraden (13. August 1284) unmissverständlich 
gegen seinen Wortlaut. Obwohl der Rostocker Vertrag einen Separatfrieden 
mit den Markgrafen ohne Zustimmung der städtischen Friedensgenossen 

78	 UBStL I, Nr. 437.
79	 UBStL I, Nr. 439.
80	 HUB 1, Nr. 851. Diesem Hilfegesuch schloss sich auch Bogislaw von Pommern an: HUB 1, 

Nr. 852.
81	 MGH Const. III, Nr. 331; RI VI, Nr. 1736.
82	 Dies war insbesondere vor dem Hintergrund von dem Weistum Heinrichs VII. von 1231 

(MGH Const. 2, Nr. 299) wichtig, das Städten die Teilnahme an Bündnissen ohne Erlaubnis 
der Stadtherren verbot. Mit der Teilnahme der Fürsten und insbesondere mit der Ernen-
nung des königlichen rector von Lübeck, Herzog Johann von Sachsen, zum Richter und 
Hauptmann des Rostocker Friedens (allerdings nicht in seiner Eigenschaft als königlicher 
Statthalter: Mohrmann 1972, S. 63–4) war dem Weistum Genüge getan. 

83	 MUB 25A, Nr. 13785; Mohrmann 1972, S. 70.
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ausdrücklich verboten hatte,84 schlossen Herzog Bogislaw IV. von Pommern 
und Fürst Wizlaus II. von Rügen just einen solchen Frieden mit Otto IV. und 
Konrad I. von Brandenburg.85 Für den Fortbestand des Rostocker Friedens kam 
erschwerend hinzu, dass rasch klar wurde, dass die Fürsten ihre zugesagten 
Truppenkontingente nicht würden aufbringen können.86

Formalrechtlich bestand der Rostocker Friede allerdings fort. Welchen Nutzen 
die Städte aus diesem Schwebezustand gezogen haben, zeigt sich zunächst 
an der Frage der Zulassung zum Friedensbund. Hatten anscheinend nur die 
Fürsten Herzog Otto den Strengen von Braunschweig-Lüneburg auf der ersten 
ordentlichen Versammlung in Boitzenburg am 6. Juli 1283 zugelassen,87 so 
waren es der königlichen Urkunde zufolge nur die Städte, die König Erich 
von Dänemark am 29. November 1284 aufnahmen.88 Bemerkenswert ist, 
dass in beiden Fällen unmissverständlich auf den Rostocker Frieden Bezug 
genommen wird, auch wenn der ständische Partner fehlte. Außerdem fällt 
auf, dass bis zum 29. November 1284 zwei neue Städte (Hamburg und Kiel) 
als Mitglieder des Rostocker Friedens hinzugekommen waren, ohne dass man 
irgendetwas über die Modalitäten ihrer Zulassung weiß.

Am deutlichsten geht der Nutzen des Rostocker Friedens für die Städte aus 
der Ausrufung des Handelsboykotts gegen Norwegen (1284) hervor.89 Hierbei 
beriefen sich die Städte ausdrücklich auf den Rostocker Frieden (consules 
istarum civitatum maritimarum comprehensarum in confederacione concepte 
pacis in civitate Rozstoc),90 handelten jedoch in eigener, städtischer Macht-
vollkommenheit (dicti consules inter se communiter decreverunt).91 Dieser 
unter dem Banner des Rostocker Friedens neu gewonnene Aktionsfreiraum der 
Städte zeigte sich erneut, als sich Erich von Dänemark dem rein städtischen 
Handelsboykott gegen Norwegen anschloss92 und sich dabei ausdrücklich auf 
den Rostocker Frieden berief: nos cum civitate Lybicensi ac burgensibus et 
mercatoribus civitatis ejusdem necnon et cum principibus et dominis ac eorum 
hominibus et subditis universis ac civitatibus aliis et eorum inhabitatoribus, 
qui apud nos et regnum nostrum pacem et concordiam ... et in hujusmodi 

84	 HUB I, Nr. 917, S. 316.
85	 MUB III, Nr. 1749; DiplDan Nr. 103.
86	 Mohrmann 1972, S. 70.
87	 MUB III, Nr. 1688; Mohrmann 1972, S. 69–70.
88	 UBStL 1, Nr. 465; MUB III, Nr. 1760; DiplDan Nr. 114; Regest HUB 1, Nr. 954; HR I 1, Nr. 30.
89	 HUB 1, Nr. 938; HR I 1, Nr. 30 § 1; MUB III, Nr. 1733.
90	 HR I 1, Nr. 30 § 1, S. 19.
91	 Ebenda.
92	 UBStL I, Nr. 466; MUB III, Nr. 1762; DiplDan Nr. 116; Regest HR I 1, Nr. 32.
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confederacione pacis et concordie nobiscum et cum dicta civitate Lybicensi 
includi voluerint.

Kurzum: Der Rostocker Friede bestand nur formalrechtlich weiter, diente aber 
den Städten als verfassungsrechtliche Tarnkappe für ihre eigenen Aktionen. 
Mit einem Male waren die civitates maritime handlungsfähig, wohlgemerkt 
ohne die fürstlichen Friedensgenossen von Rostock.

Dass dies einen markanten Bruch mit der Vergangenheit darstellte, zeigt 
ein Vergleich zwischen dem Handelsboykott von Norwegen (1284) und der 
Verlegung des flämischen Stapels von Brügge nach Ardenburg (1280). Die Ur-
sachen des Streits mit Brügge können wir beiseite lassen.93 Wichtig in unserem 
Kontext ist, wie sich die Beschwerdeführer bezeichneten. Das erste Zeichen 
kaufmännischer Unzufriedenheit ist ein gräfliches Verbot der Erhebung einer 
Waagegebühr von den fremden Kaufleuten in Brügge (7. April 1279),94 das auf 
die Beschwerde de pluseurs marcheans de diverses lius et de diverses terres 
hin erlassen wurde.95 Wohl um ein Abwandern der Kaufleute nach Dordrecht 
zu verhindern, gewährte Graf Guido von Flandern tous marchans dEspaigne 
et de Alemaigne et a tous autres marchans dautres terres, ki a ces marchans 
deseure dis acompaignie se verront, am 26. August 1280 ein Privileg für das 
flämische Ardenburg,96 das ihnen u. a. das Recht einräumte, eine compaignie 
zu bilden, ein gemeinsames Siegel zu führen, sich durch vier procureurs 
vertreten zu lassen und einen doien zu wählen, der für alle Verhandlungen 
mit dem Landesherrn über kaufmännische Beschwerden zuständig sein 
sollte. Die Waageordnung vom 12. August 1282,97 die den Hauptstreitpunkt 
zwischen Brügge und den fremden Kaufleuten ausräumte, wurde zwischen 
Vertretern von Brügge einerseits und den mercatores Romani imperii – eine 
Reminizenz an 125298 – sowie der mercatores Hyspani et ipsis adherentes 
andererseits ausgehandelt.

Ganz anders sah es 1285 aus bei der Einigung mit Norwegen. Die königliche 
Zusage der Rechtswiederherstellung richtete sich an die consules et universitates 
civitatum Lübeck, Hamburg, Wismar, Rostock, Bremen, Stralsund, Greifswald, 
Stettin, Demmin, Anklam, Gotland, Elbing, Riga und Reval.99 Die Zusage des 
norwegischen Königs Erich, die bestehenden Differenzen durch eine schieds-

93	 Dazu Stein 1902, S. 123 (innerstädtische Unruhen), Selzer 2010, S. 39 (Rechtsverletzungen 
der Brügger). S. a. Dollinger 1989, S. 71.

94	 HUB I, Nr. 833–4.
95	 Henn 1989, S. 49 erblickt in diesen marcheans iberische und südfranzösische Kaufleute.
96	 HUB I, Nr. 862.
97	 HR I 1, Nr. 24.
98	 Hierzu vor allem Stein 1902 und Jahnke 2011, S. 24–9.
99	 HUB I, Nr. 970 vom 13. März 1285 (?).
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richterliche Entscheidung König Magnus’ von Schweden beilegen zu lassen, 
wurde mit den Vertretern der Städte Lübeck, Wismar, Rostock, Stralsund und 
Greifswald ausgehandelt, die als die procuratores et nuncii dictarum civitatum 
bezeichnet werden.100 Magnus fällte seinen Schiedsspruch im Streit zwischen 
König Erich und den civitates Lübeck, Rostock, Wismar, Stralsund, Greifswald, 
Riga und der deutschen Stadt Wisby.101 Als Magnus am 31. Oktober 1285 diesen 
Schiedsspruch verkündete, bezeichnete er ihn als ein Instrument zur Beilegung 
eines Streits zwischen König Erich und den civitates maritime Lübeck, Rostock, 
Wismar, Stralsund, Greifswald, Riga und der deutschen Stadt Wisby.102 Dies 
kann man nur als eine bewusste Anspielung auf den Rostocker Frieden verste-
hen, zumal die meisten der am Friedensbund beteiligten Städte vertreten waren 
(nur Stettin, Demmin und Anklam fehlten).

Es dürfte deutlich geworden sein, dass 1283 eine Zäsur im Auftreten der 
Städte markiert. 1280/82 traten deutsche Kaufleute in Flandern als Individuen 
auf (marcheans, mercatores Romani imperii), auch wenn sie durchaus als com-
paignie organisiert waren und die Verhandlungen durch einen Abgesandten 
Lübecks führen ließen.103 1284 und 1285 firmierten sie bereits als civitates 
bzw. civitates maritime. Der Rostocker Friede hatte ihnen eine Form für 
kollektive Aktionen gegeben, die 1280/82 noch gefehlt hatte.

Nun möchte ich selbstverständlich nicht den alten (und bereits beigelegten) 
Kaufmannshanse-Städtehanse-Streit wieder aufreißen. Selbstredend macht es 
in der Sache wenig Unterschied, ob ein Lübecker Ratsherr (Johann von Douai) 
für die mercatores Romani imperii mit Graf Guido von Flandern 1280/82 
verhandelte und ein anderer Lübecker Ratsherr (Fromhold von Vifhusen) 
1285 für die civitates maritime mit König Erich von Norwegen. Dennoch 
macht es einen Unterschied, ob die Städte und ihre Räte sich trauten, ohne 
Verschleierung (und ohne Berufung auf den königlichen Schutzherrn) auf-
zutreten. Und der Unterschied war die Eigenständigkeit der Städte, die sich 
im Rostocker See- und Landfrieden manifestierte. Die Autonomie der Städte 
war gerade nicht das logisch zwingende Ergebnis des Privilegienerwerbs 
(geschweige denn eines hansebefähigenden Privilegienpakets), sondern ein 
eigenständiges Rechtsgut. Der Griff nach der Eigenständigkeit wurde möglich, 

100	HUB I, Nr. 985 vom 3. Juli 1285. Aus HUB I, Nr. 986–7 (3. bzw. 9. Juli 1285) geht hervor, 
dass Riga und die deutsche Stadt Wisby durch Lübeck vertreten waren.

101	HUB I, Nr. 993 vom 31. Okt. 1285.
102	UBStL I, Nr. 483; Regest HUB I, Nr. 994.
103	Stein 1902, S. 123 f. In diese Richtung weisen auch die Dankes- und Zustimmungsschreiben 

verschiedener westfälischer und sächsischer Städte an Lübeck (HR I 1, Nr. 12–20; dazu 
Stein 1902, S. 124–5) sowie das Schreiben des Lübecker Ratsherrn Johann von Douai an 
die Travestadt (UBStL I, Nr. 421; HUB I, Nr. 885; HR I 1, Nr. 21).
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weil die Fürsten zunächst die Städte zur Abwehr der Brandenburger Mark-
grafen dringend gebraucht haben und dann den Rostocker Friedensbund rasch 
verfallen ließen. Das formalrechtliche Fortbestehen des Rostocker See- und 
Landfriedens gab den Städten die Möglichkeit, den Rostocker Frieden ohne 
die Fürsten fortzuführen, und zwar in Gestalt der civitates maritime, und ihn 
zu eigenen Zwecken zu benutzen, ohne die Fürsten zu fragen.

2	 Die Rostocker Domfehde

Wenn wir uns nun der zweiten eingangs gestellten Frage zuwenden – Welche 
sind die Kernprivilegien, die eine Hansestadt nicht verlieren darf, ohne dass 
eine Teilhabe an der Hanse sinnlos wird? – dann werden wir im Falle von 
Rostock vor eine höchst paradoxe Situation gestellt. Gleich zum Auftakt der 
Domfehde (1487–91) waren die Rostocker in akuter Sorge um die libertas 
civium, wie der Chronist und Augenzeuge104 Albert Krantz es formulierte. 
Nichts weniger als das urbis plenum dominium würden die Herzöge von 
Mecklenburg anstreben.105 In der Tat sah der dänisch-brandenburgische 
Schiedsspruch vom 7. September 1489 vor, dass die Stadt alle erre privilegien 
unne gerichte mit sampt der leenguderen, de see van der herschub in lene 
unn entfangen haben.106 Allerdings gelang es Lübeck und den wendischen 
Städten am Ende (im Wismarer Vergleich vom 20. Mai 1491), alle sodane 
ere [nämlich Rostocks] privilegia mit eren vryheiden unde rechticheiden zu 
retten.107 Zudem war im Laufe des Domstreits wiederholt die Rede von der 
Gefährdung von Rostocks Hansezugehörigkeit.

Diese Lage der Dinge zwingt uns zu fragen, in welchem Verhältnis die 
libertas civium – offenbar das exakte Gegenteil des urbis plenum domini-
um – zu den zunächst in ihrer Gesamtheit gefährdeten, dann am Ende samt 
und sonders geretteten Privilegien stand. Obendrein muss geklärt werden, 
in welcher Beziehung die Autonomie der Stadt (libertas civium) und das 
Gesamtpaket aller Rostocker Privilegien zur Hansezugehörigkeit standen. 
Eine Schwierigkeit bei der Klärung dieser Fragen stellt die Tatsache dar, 
dass Rostock im Rahmen der Domfehde selbst nie direkt darauf hinwies, 
dass wichtige Einzelprivilegien bedroht seien (und erst recht nicht die kri-
tischen Vorrechte nannte). Allerdings waren die Hansestädte (allen voran 
Lübeck) um Rostocks Eigenständigkeit besorgt, wie die Verhandlungen auf 

104	Zur Rolle von Krantz s. Graßmann 2005.
105	Albertus Krantz, Wandalia ... Lib. XIV, cap. 6, zit. nach Hergemöller 1988a, S. 164.
106	Hergemöller 1988a, S. 257.
107	HR III 2 Nr. 564.
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wendischen und hansischen Versammlungen wiederholt zeigen. Deshalb 
sind ihre Reaktionen zu berücksichtigen. Die Logik ist ganz einfach: Wenn 
im Rahmen dieses Streits Privilegien gefährdet wurden, die für Rostocks 
Eigenständigkeit und infolgedessen für die Hansefähigkeit der Stadt ent-
scheidend waren, dann müsste sich dies an der Nervosität der hansischen 
Partner in aller Deutlichkeit ablesen lassen.

Der Anlass der Domfehde – die Absicht der Herzöge, die Rostocker Pfarr-
kirche St. Jakob in ein Kollegiatstift umzuwandeln, um die Professoren mit 
Domherrenstellen zu versorgen und somit die Universität finanziell ange-
messen auszustatten – bringt das Problem auf den Punkt. Als Magnus II. und 
Balthasar der Rostocker Universität diese Pläne eröffneten, reagierten die 
Professoren zurückhaltend, denn sie befürchteten Konflikte mit der Stadt.108 
Dies taten sie nicht zu Unrecht, denn die Finanzierung der Universität war 
in der Vergangenheit Anlass für Dauerspannung mit der Stadt gewesen. Bei 
der Gründung der Universität (1419) hatte der Rat zugesagt,109 der Universität 
800 RhFl jährlich zukommen zu lassen, bis genügend private Stiftungen und 
Spenden (die der Rat treuhänderisch verwalten wollte) zusammenkamen, um 
jährliche Einkünfte in dieser Höhe zu generieren. Danach wollte die Stadt 
keine finanziellen Verpflichtungen mehr übernehmen. 1437 jedoch bewogen 
innerstädtische Wirren die Universität dazu, nach Greifswald zu ziehen.110 
Ihre Rückkehr verzögerte sich, weil sich Rostock querstellte. Die Stadt wil-
ligte erst dann in die Wiederaufnahme von Professoren und Studenten ein, 
als die Universität am 17. März 1443 auf die jährliche Zahlung von 800 RhFl 
für 200 Jahre verzichtete.111 Der wunde Punkt war offenbar die finanzielle 
Belastung der Stadt.

Als die Herzöge den Rostocker Rat über ihre Stiftungspläne für St. Jakob 
informierten, wurde dieser Aspekt allerdings nicht erwähnt. Zwar lehnte der 
Rat am 8. September 1483 ab, und zwar mit der Erklärung, dass man wahrlich 
nicht mehr Geistliche in der Stadt brauche und dass die Universität (angesichts 
des ausschweifenden Studentenlebens) eher eine Belastung für die Stadt sei 
denn ein Gewinn.112 Eine finanzielle Belastung erwähnten die Stadtväter 
indes nicht. In der Tat sah das Fundationsprivileg für den Domstift113 keine 

108	Sauer 1971, S. 102.
109	Hergemöller 1988, S. 196.
110	Hergemöller 1988, S. 198.
111		Sauer 1971, S. 102; Hergemöller 1988, S. 198. S. a. Pluns 2007, S. 67.
112	Sauer 1971, S. 103.
113	Hergemöller 1988, S. 214. S. a. Sauer 1971, S. 105. Innozenz’ VIII. Bulle Inter cetera cordis 

nostri (Druck: Hergemöller 1988a, 183–5) wurde am 27. Nov. 1484 ausgestellt und in Rostock 
am 13. März 1485 publiziert.
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finanzielle Belastung für Rostock vor. Die Kosten für die Ausstattung der 
Domherrenstellen sollten mit den herkömmlichen Pfarrgeldern bestritten 
werden, ohne diese zu erhöhen.114 Trotzdem teilte sich der Rat, obwohl in 
grimmiger Ablehnung des herzoglichen Vorhabens einig, in zwei Gruppen: 
Einige Ratsherren wollten zum Schein auf die herzoglichen Pläne eingehen, 
sie jedoch nach Kräften hintertreiben, während andere Ratsherren offenen 
Widerstand leisten wollten, weil sie die Freiheit der Stadt in Gefahr sahen.115

Trotz des eifrigen Widerstands des Rostocker Rats konnten sich die Her-
zöge mithilfe des kanonischen Rechts durchsetzen.116 Allerdings vergingen 
gerade zwei Tage nach der Einweihung des Stifts am 12. Januar 1487, bevor 
ein Tumult in der Stadt ausbrach.

Wie konnte sich die chronische, aber keineswegs akute Spannung über 
die Finanzierung der Universität in einen allgemeinen Aufstand entladen? 
Die Antwort kann nur lauten: Rat und Bürgerschaft von Rostock trauten 
den Herzögen alles zu, nur nichts Gutes. Deshalb argwohnten sie, dass die 
Gründung des Domstifts nur ein Teil eines viel größeren stadtherrlichen Plans 
war, die Eigenständigkeit Rostocks zu beenden. Um die Gründe für dieses 
tiefe Misstrauen aufzudecken, müssen wir uns mit den Beziehungen zwischen 
Rostock und seinen Stadtherren bis 1483 befassen.

Klar ist, dass der Druck der Landesherren ab 1477/80 zunahm. Bis zum 
Tode Heinrichs IV. von Mecklenburg (1477) konnte sich der Rat, wie im ersten 
Teil gesehen, einige Befugnisse im Bereich der Sondergerichtsbarkeit sichern. 
Diese Phase ging jedoch mit Heinrichs Tode jäh zu Ende. Danach kam es 
zu vermehrten Angriffen auf die bereits verbrieften Rechte Rostocks. Zwar 
hatte das Haus Mecklenburg schon vor 1477 seinen Einfluss auf Rostock zu 
vergrößern versucht, aber vergeblich. 1471117 erlaubte der Kaiser den Herzögen 
die Einführung neuer Zölle.118 Um dies zu verhindern, schlossen sich Wismar 
und Rostock zusammen (1475).119 Schließlich verzichtete Heinrich zumindest 
auf die Wasserzölle (1476).120 Die Situation änderte sich aber nach seinem Tod 
schlagartig. Die neuen Fürsten Magnus II. und Balthasar von Mecklenburg 
versuchten immer wieder, die Stadt zur Zahlung von außerordentlichen Steuern 

114	Hergemöller 1988, S. 214.
115	Sauer 1971, S. 106–7.
116	Sauer 1971, S. 104–6; Hergemöller 1988, S. 209–19.
117	PC, Nr. 172, 206, 429, 352, 359, S. 382, A.2, Nr. 386; zit. nach Sauer 1971, S. 83.
118	RI XIII, Heft 20, Nr. 198. Zu den Zöllen s. Hergemöller 1988, S. 200 f. und Sauer 1971, S. 83–7.
119	HUB 10, Nr. 436.
120	HUB 10, Nr. 480. Grundlage des Verzichts auf die Wasserzölle war eine Zahlung von 

200 RhFl. Hier zeigt sich abermals die Finanzschwäche der Herzöge: Sauer 1971, S. 85.

Die Autonomie von Hansestädten am Beispiel von Rostock



162

(Bede) zu zwingen (1480121 und 1491122). Obendrein waren sie ab 1482 bemüht, 
ihre Ansprüche auf das Strandgut geltend zu machen.123

Erschwerend kam die Auseinandersetzung um die Landgüter der Rostocker 
hinzu, die die mecklenburgischen Herzöge habhaft zu werden versuchten.124 
Dies ist spätestens ab 1484 zu beobachten.125 Die Fürsten verlangten nunmehr 
diese Landgüter als Lehen konsequent zurück, sobald der Besitzer starb, ver-
suchten also ein Heimfallrecht durchzusetzen.126 Diese Auseinandersetzung 
zwischen den Herzögen und Rostock war Gegenstand von Verhandlungen 
auf verschiedenen Versammlungen127 und wurde selbst nach Beendigung der 
Domfehde fortgesetzt.128

Der Rostocker Rat schuf aus allen Aspekten der Auseinandersetzungen mit 
dem Stadtherrn während der letzten Jahre ein einziges, zusammenhängendes 
Problem, obwohl kein innerer, sachlicher Zusammenhang zwischen Strandgut, 
Landgütern und Zöllen einerseits und der Einrichtung des Kollegiatstifts an-
dererseits bestand. Die Domfehde benutzte die Stadt vielmehr als taktischen 
Hebel, um die Herzöge zu umfassenden Verhandlungen über die anderen 
Streitpunkte zu zwingen.

Auch die hansischen Instanzen befassten sich mit dem Rostocker Dom-
streit, wenn auch nicht ständig. Nur drei von 16 Versammlungen zwischen 
1483 und 1486 haben sich direkt mit dem Domstift befasst.129 Selbst als im 
November 1485 das Interdikt über Rostock verhängt wurde, kam das Domstift 
auf dem Hansetag nicht zur Sprache, wohl aber das Strandgut.130 Die Hanse 
forderte die Herzöge dabei sogar direkt auf, das Strandgut auszuliefern.131 Dies 

121	Krantz, Wandalia, lib. XIII cap. 40. Druck: Hergemöller 1988a, S. 158–61.
122	HR III, 2, Nr. 564.
123	Zum Konflikt um das Strandgut s. Sauer 1971, S. 94–100, Hergemöller 1988, S. 202–204.
124	Pluns 2007, S. 79.
125	HR III, 1, Nr. 495.
126	Pluns 2007, S. 79.
127	HR III, 1, Nr. 494–497 (Wendischer Städtetag vom 18. Jan. 1484), HR III, 1, Nr. 498–520 

(Wendischer Städtetag vom 11. März 1484) und HR III, 2, Nr. 21–52 (Wendischer Städtetag 
zu Lübeck vom 9. März 1486).

128	HR III, 3, Nr. 109.
129	HR III, 1, Nr. 498–520 (Wendischer Städtetag zu Lübeck vom 11. März 1484); HR III, 1, 

Nr. 544–561 (Verhandlungen zu Kopenhagen vom 11. Juli–6. Aug. 1484); HR III, 2, Nr. 59–65 
(Wendischer Städtetag zu Rostock vom 4. Juli 1486).

130	Beraten wurde über das Strandgut zum Beispiel auf dem Wendischen Tag am 11. Jan. 1485 
(HR III, 1, Nr. 579–593), auf dem Wendischen Städtetag zu Lübeck am 18. Apr. 1485 (HR III, 1, 
Nr. 599–609) und am 17. Okt. 1485 auf einem weiteren Wendischen Tag zu Lübeck (HR III, 2, 
Nr. 1–20).

131	HR III, 1, Nr. 602.
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verdeutlicht, dass das Strandgut-Problem nicht nur Rostock betraf, sondern 
die Gesamtheit der wendischen Hansestädte.

Von besonderem Interesse in diesem Zusammenhang sind die durch Ver-
mittlung des Markgrafen Johann von Brandenburg zustandegekommenen 
Verhandlungen zwischen Rostock und den Herzögen Magnus und Balthasar 
zu Wilsnack, die im Oktober 1486 – also kurz vor der Einweihung des Dom-
stifts – stattfanden.132 Wie viele andere Verhandlungen zu diesem Konflikt 
zwischen Stadt und Landesherren verliefen auch sie ergebnislos, obwohl die 
anderen wendischen Hansestädte an den Gesprächen beteiligt waren. Diese 
wollten jedoch hauptsächlich mit den Fürsten von Mecklenburg über Strandgut 
und mit Herzog Johann von Sachsen-Lauenburg über Straßenraub verhandeln. 
Dagegen stieß die Kontroverse um das Kollegiatstift in Rostock seitens der 
Gesandten der wendischen Städte auf wenig Interesse.133 Bei diesen letzten 
Verhandlungen vor Ausbruch der Domfehde stechen drei Aspekte hervor.

1.	 Neben dem Streit über das Strandgut134 und die Rostocker Landgüter135 
kam auch das privilegium de non evocando136 zur Sprache.

2.	Rostock wollte nur dann über das Domstift verhandeln, wenn auch die 
übrigen Streitpunkte besprochen würden.137

3.	Außerdem beschwerten sich die Herzöge darüber, dass Rostock sich ei-
genständig mit anderen Städten verbündet hatte.138

Rostock machte sich also den Streit um das Domstift zunutze, um Verhand-
lungen über die anderen wunden Punkte (Bede, Landgüter, Strandgut usw.) zu 
erzwingen.139 Auf der anderen Seite nutzten die mecklenburgischen Herzöge 

132	HR III, 2, Nr. 70–80.
133	Sauer 1971, S. 111.
134	HR III, 2, Nr. 75: In §17 wurde die Haltung der Herzöge verdeutlicht und der Fall Gert 

Frese, herzoglicher Vogt von Schwaan, der von den Rostockern wegen des Strandguts als 
Verbrecher hingerichtet worden war, angesprochen. Die anwesenden Vertreter Rostocks 
verwiesen bezüglich des Strandguts auf ihre Privilegien (§ 26) und beschwerten sich über 
die Verletzung der Freiheit seitens der Herzöge (§ 35).

135	HR III, 2, Nr. 75. Auch in diesem Punkt beschuldigen sich die Parteien gegenseitig: HR III, 2, 
Nr. 75 § 18, 27 und 36.

136	HR III, 2, Nr. 75 § 37.
137	HR III, 2, Nr. 75 § 54.
138	HR III, 2, Nr. 75 § 21 und § 30.
139	Diesen Zusammenhang hat die Forschung nicht erkannt. Hergemöller (1988, S. 194) erkennt 

zwar die Gleichzeitigkeit der Auseinandersetzungen um Bede, Landgüter und Strandgut, 
sieht sie aber als „parallellaufende Ereignisse“ ohne inneren Zusammenhang. Sauer (1971, 
S. 88–100) sieht allein die Finanzierung der Universität als Anlass der Domfehde. Andere 
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den Streit über das Domstift, um größeren Einfluss in der Stadt zu gewinnen 
und Rostocks Eigenständigkeit zu beschneiden. Für beide Seiten war folglich 
die Einrichtung des Stifts nichts anderes als ein Mittel zum Zweck.

Verlauf der Domfehde
Zwei Tage nach der Einweihung des Domstifts am 12. Januar 1487 kam es 
zu einem Aufstand der Rostocker Bevölkerung. Folge war die Verhängung 
des Interdikts über die Stadt. Während der nächsten Wochen werden weitere 
Konsequenzen deutlich: Die Universität traf erste Maßnahmen, um die Stadt zu 
verlassen,140 während die Herzöge Truppen zusammenzogen. Mitte März 1487 
berieten die wendischen Städte über zu treffende Maßnahmen, und wenige 
Wochen später drohte der Hansetag Rostock mit dem Verlust der hansischen 
Privilegien (Ende Mai 1487),141 indem er die Rostocker darauf hinwies, dass 
mit Städten, deren Rat ohnmächtig ist, kein Handel betrieben werden142 und 
dass die betreffende Stadt nicht an hansischen Versammlungen teilnehmen 
dürfe.143 Noch im April folgte eine Verhandlungsrunde in Schönberg144 und im 
Juni ein weiterer Appell145 der wendischen Städte an Rostock, und zwar mit 
dem Hinweis, dass der Rostocker Rat keine Handlungsfreiheit mehr besitze.

Zu einer ersten Eskalation kam es im Juli und August, als die mecklen-
burgischen Herzöge, die sich in der Zwischenzeit mit anderen weltlichen 
Herrschern verbündet hatten,146 zum Angriff übergingen. Warnemünde wurde 
zerstört und Rostock bis zum 9. August 1487 belagert. Der Rest des Jahres war 
bestimmt durch Verhandlungen zwischen Fürsten und wendischen Städten, 
die in einem fünfzehnmonatigen Waffenstillstand vom 13. Dezember 1487147 
mündeten, der auch von beiden Konfliktparteien eingehalten wurde.

Das folgende Jahr war besonders von Unruhen innerhalb Rostocks bestimmt, 
die durch anhaltende Gerüchte angefächert wurden, der Rat habe mit der 
Errichtung des Domstifts gegen die städtischen Interessen gehandelt. Diese 

Inhalte der Verhandlungen in der Zeit vor der Domfehde nennt er lediglich im Zusammen-
hang mit den „frühabsolutistischen Bestrebungen Herzog Magnus’ II.“

140	Zur Geschichte der Universität während der Domfehde: Pluns 2007, S. 107–130.
141	HR III, 2, Nr. 160.
142	HR III, 2, Nr. 160 § 74.
143	HR III, 2, Nr. 160 § 72. Dass Rostock auch mit dem Ausschluss von den Versammlungen 

gedroht wurde, ergibt sich aus dem Umstand, dass Rostock Kopien des Rezesses von 1418 
geschickt werden mussten.

144	HR III, 2, Nr. 98–102.
145	HR III, 2, Nr. 167.
146	Hierzu hatten sie eine päpstliche Ermächtigung: Sauer 1971, S. 105.
147	HUB 11, Nr. 189.
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Unruhen gipfelten in der Einsetzung eines 60er-Ausschusses, der aus 30 Hand-
werkern und 30 Kaufleuten bestand,148 die zusammen mit dem Rat berieten. 
Es „wurde daraufhin beschlossen, Gesandte an die Herzöge zu schicken.“149 

Ein am 29. Juli 1488150 erwirkter Schiedsspruch stellte die Aufständischen 
nicht zufrieden, konnte also den stadtinternen Konflikt nicht beilegen. Die 
Auseinandersetzung zwischen den Aufrührern und den Ratsmitgliedern ver-
schärfte sich, als sich die Verschwörer am 9. Februar 1489 zusammenrotteten, 
um den Rat abzusetzen. Dass sie ihr Ziel erreichten, ist daran zu erkennen, 
dass die auf dem nächsten wendischen Städtetag zu Wismar versammelten 
Städte den Gesandten des Neuen Rats jegliche Legitimität zur Vertretung der 
Stadt Rostock absprachen. Vielmehr forderten sie Rostock auf, die inhaftierten 
Mitglieder des Alten Rats aus der Haft zu entlassen. Schließlich kam es am 
23. März 1489 unter Vermittlung der wendischen Städte zu einem Vergleich 
zwischen Altem und Neuem Rat.151

Im Sommer 1489 bemühte sich auch die herzogliche Partei wieder um eine 
Beilegung des Konflikts mit der Stadt. Bei Verhandlungen in Wismar (7. Sep-
tember) wurde den Vertretern Rostocks ein Angebot gemacht.152 Demnach 
hätte die Stadt ihre alleinige Schuld anzuerkennen, die Errichtung des Stifts 
zu dulden und eine Strafzahlung von 30.000 RhFl zu leisten. Die Rostocker 
Gesandten lehnten dies ab. Auch der neu eingesetzte, gemischte Rat153 weigerte 
sich am 19. Dezember, diesen Schiedsspruch zu akzeptieren. Unter Führung 
Hans Runges154 bemühten sich die Aufständischen in den ersten Wochen 
des Jahres 1490 um eine völlige Umbildung des Rates, was schließlich zur 
Absetzung des gemischten Rates führte (4. März 1490).155

Infolge dieses Machtwechsels kam es zu Reibereien zwischen Rostock und 
den wendischen Hansestädten: Diese wiesen Rostock darauf hin, dass die 
Beendigung der städtischen Uneinigkeit einer Einigung mit den Herzögen 

148	Lange 1887, S. 113.
149	Lange 1887, S. 115. Sauers Behauptung (1971, S. 130), dass der bestehende Rat zum Teil in 

den 60er-Ausschuss integriert wurde, während man die übrigen Ratsmänner inhaftierte, 
ist abwegig. Vielmehr bestand der Rostocker Rat weiter fort, und der Ausschuss hatte die 
Ratsmänner lediglich zu kontrollieren.

150	HR III, 2, Nr. 255.
151	HR III, 2, Nr. 271.
152	Rostocker Chronik, S. 12 f.
153	Der gemischte Rat bildete sich, nachdem der amtierende Rat abgesetzt worden war 

(3. Dez. 1489) und daraufhin die Forderung nach einem neuen bestand.
154	Hans Runge trat schon zu Beginn der Domfehde als Führer der Aufständischen auf. Er war 

an den Unruhen im Feb. 1488 beteiligt und forderte bereits im März 1489 Straffreiheit für 
die Beteiligten am Tumult vom 14. Jan. 1487.

155	Rostocker Chronik, S. 17.
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vorausgehen müsse. Allerdings lehnte der amtierende Rostocker Rat sämtliche 
Vermittlungsbemühungen der wendischen Städte ab.156

Die Herzöge schienen die Gunst der Stunde nutzen zu wollen. Mit ihren 
dänischen und brandenburgischen Verbündeten errichteten sie eine Handels-
blockade, die Versorgungsschwierigkeiten in der Stadt verursachte und zu 
erster Kritik an Hans Runge führte. Die äußere Bedrohung bewirkte auch einen 
Sinneswandel innerhalb der Stadtmauern und der Ruf nach einer Lösung des 
Konflikts mit den Herzögen wurde immer lauter. Die wendischen Städte wollten 
diese Bestrebungen nur unter der Bedingung unterstützen, dass Rostock ihre 
Vermittlung oder einen daraus erfolgenden Schiedsspruch anerkennen würde. 
Die nächsten Versammlungen künden von einem allmählich aufblühenden 
Einsehen der Stadt. Erste Gespräche wurden auf dem wendischen Städtetag 
zu Lübeck (11. Oktober 1490) aufgenommen,157 und schließlich gelang es im 
Dezember, zwischen dem Alten und dem amtierenden Rat zu vermitteln, was 
im Rezess vom 17. Dezember 1490 mündete.158 Eine Einigung zwischen Altem 
und Neuem Rat schien nun in greifbarer Nähe zu sein, zumal jetzt vertraglich 
festgehalten wurde, dass man den Konflikt beenden würde, der Alte Rat in 
die Stadt zurückkehren könne und alle sich gemeinsam um Frieden mit den 
Herzögen bemühen wollten.159

Die Umsetzung des Vertrages vom Dezember 1490 sollte sich aber noch 
verzögern, denn Hans Runge und seine Anhänger unternahmen zu Ostern 1491 
einen letzten Versuch, sich an der Macht zu halten. Obwohl sie den Zugang 
zum Markt besetzten, konnten sie isoliert und verhaftet werden. Nach der 
Hinrichtung der Aufrührer (9. April) stand einer Einigung mit den Herzögen 
nichts mehr im Wege.

Am 20. Mai 1491 wurde der Wismarer Vergleich160 besiegelt, der sich an 
den Schiedsspruch vom 7. September 1489 anlehnte. Die Rostocker mussten 
die Errichtung des Domstifts dulden und seine gesamte Finanzierung über-
nehmen. Zudem musste die Stadt eine Bußzahlung von 21.000 RhFl an die 
Herzöge von Mecklenburg leisten und die Dörfer Nienhusen und Warenholt 
abtreten. Außerdem musste die Erbhuldigung erneut geleistet werden. Auf 
der positiven Seite konnten alle sodane ere [nämlich Rostocks] privilegia mit 
eren vryheiden unde rechticheiden gerettet werden.

156	HR III, 2, Nr. 372.
157	HR III, 2, Nr. 374–414.
158	HR III, 2, Nr. 424.
159	HR III, 2, Nr. 425.
160	Verhandlungen zu Wismar: HR III, 2, Nr. 558–570.
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Hansische Reaktionen auf die Domfehde
Im Laufe der Domfehde wurde die Ohnmacht des Rostocker Rats mehrfach 
angesprochen, und diesem Thema müssen wir uns nun zuwenden.161 Die Be-
schlüsse des Hansetags von 1418 systematisierten das Vorgehen der Hanse in 
einem solchen Fall. Wenn durch Nötigung und Gewalt die Macht eines Rates 
eingeschränkt wurde, behielt sich die Hanse vor, die Stadt zu verhansen. 
Dies bedeutete, dass die Stadt nicht mehr die hansischen Privilegien genoss 
und von den Beratungen der Hansen ausgeschlossen wurde. Bevor es aber 
zur Verhansung kam, musste die Stadt gewarnt werden. Erst wenn die Stadt 
dies wiederholt ignorierte oder sich keine Besserung einstellte, griff man zur 
Verhansung. Zu einem vollwertigen Mitglied der Hanse konnte eine Stadt 
erst wieder nach Wiederherstellung der vollen Ratsgewalt und geleisteter 
Genugtuung werden.

Im Folgenden werden wir sehen, dass die Hansestädte im Verlauf der 
Domfehde streng nach den Statuten von 1418 handelten.

Schon der Tumult vom 14. Januar 1487 verdeutlichte die Lage des Rostocker 
Rates. Seine Stellung war bereits vorher im Konflikt um das Domstift erschüt-
tert. Ihm wurde vorgeworfen, die Gesamtheit der Bürger mit der Einweihung 
des Domstifts „vor vollendete Tatsachen“ gestellt zu haben, da der Rat die 
Rostocker zu keiner Zeit darüber unterrichtet habe, dass man „den Widerstand 
gegen die Landesherren“ aufgegeben habe.162 Die Ohnmacht des Rats wurde 
dadurch belegt, dass die Bürgermeister den Aufständischen Amnestie für die 
Geschehnisse gewährten, vor allem weil sie „um ihre Sicherheit und um ihr 
eigenes Leben“ fürchteten.163 Sie handelten also unter Druck. Des Weiteren 
mussten sie der Gemeinde unter Druck versichern, die Freiheiten der Stadt 
zu schützen und „die Errichtung des Stiftes zu verhindern.“164 Während der 
Vorbereitungen der Verhandlungen zu Schönberg165 verließen die Bürgermeis-
ter Bertholt Kerkhoff und Arnd Hasselbeke die Stadt (Ende März 1487). Die 
Gemeinde hatte sie anscheinend dafür verantwortlich gemacht, dass der Rat 
den Herzögen nach dem Tumult zusicherte, die Aufständischen zu ergreifen 
und zu verurteilen,166 womit sie ihre Versprechen gebrochen hatten.

Der Aufstand von 1487 zeigte also zweierlei: Zum einen entwickelte sich 
ein Konflikt zwischen Rat und Gemeinde, weil sich die Gemeinde nicht in-
formiert fühlte, und zum anderen musste der Rat aus Furcht Versprechungen 

161	Der folgende Absatz fasst Jenks 2001 zusammen, der die ältere Literatur verzeichnet.
162	Sauer 1971, S. 119.
163	Hergemöller 1988, S. 227. S. auch Sauer 1971, S. 118.
164	Hergemöller 1988, S. 227.
165	HR III, 2, Nr. 98–102.
166	Sauer 1971, S. 119.
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an die Bürgerschaft machen. Hier verdeutlichte sich die Ohnmacht des Rates: 
Er konnte nicht mehr gewährleisten, dass die Beschlüsse, die er allein oder in 
Verbindung mit hansischen Partnern traf, in der Stadt tatsächlich umgesetzt 
werden würden.

Dass die Hanse akuten Handlungsbedarf erkannte, zeigen die Verhandlungen 
zu Schönberg im April 1487 und die Erörterung der Streitigkeiten auf dem 
Lübecker Hansetag im Mai.167 Besonders der Lübecker Hansetag ist hierbei 
von großer Bedeutung: Hier begannen die Mechanismen zu greifen, die 1418 
ausgearbeitet worden waren. Die Hansestädte wiesen die Rostocker Vertreter 
darauf hin, dass in der Stadt eine Situation bestehe, die bereinigt werden 
müsse. Der Rat müsse seine Handlungsfähigkeit wiedererlangen.168 Überaus 
wichtig in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass die Versammlung der 
Rostocker Gemeinde copien der artikel uth den olden recessen zusandte,169 
namentlich die Auszüge aus dem jar unses heren dusent veerhundert 18.170 
Hier zeigt sich unmissverständlich, dass für die Hanse die Ohnmacht des 
Rostocker Rates das Kernproblem war. Außerdem kam dies der Androhung 
der Verhansung gleich, denn die versandten Auszüge handeln vom Umgang 
mit Hansestädten, deren Rat durch die inwoneren dersulven stadt entweldighet 
worde,171 was eine Verhansung durchaus nach sich ziehen konnte.

Es lässt sich also schon in dieser Frühphase der Domfehde festhalten, dass 
die Hansestädte den Rostocker Rat als ohnmächtig ansahen und deshalb 
lehrbuchmäßig nach Maßgabe der Statuten von 1418 handelten. Dies übersah 
die bisherige Forschung mit einer Ausnahme.172 Sauer erkennt zwar, dass die 
Übersendung der Rezesse bedeutete, dass die Hansestädte die Situation Rostocks 
als „Ohnmacht“ einstuften, doch übersieht er, dass sich damit – gerade weil 
es sich um die Statuten von 1418 handelte – ein Verfahren in Gang setzte, das 
auf eine Verhansung Rostocks hinauslief.173 Hergemöller stellt lediglich fest, 
dass „die Macht des Rates durch die Gemeinde beschnitten sei“ und dass man 
Rostock dazu aufforderte, „für den status quo ante zu sorgen.“174

Im weiteren Verlauf des Jahres zeigte sich, dass es die Hanse bei der 
Androhung der Verhansung beließ, da die Städte vorrangig darauf bedacht 
waren, den Ausgleich zwischen Rostock und den Herzögen von Mecklenburg 

167	HR III, 2, Nr. 103–198.
168	HR III, 2, Nr. 160 § 57.
169	HR III, 2, Nr. 160 § 71.
170	HR III, 2, Nr. 160 § 72.
171	HR III, 2, Nr. 160 § 74.
172	Die Ausnahme bildet Graßmann 2005, S. 15.
173	Sauer 1971, S. 122.
174	Hergemöller 1988, S. 230 f.
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voranzutreiben. Dies war notwendig geworden, weil die Herzöge Unterstüt-
zung von anderen Fürsten erhielten. So erhielt Rostock einen am 9. Juli 1487 
ausgestellten Fehdebrief der Herzöge von Pommern.175 Kurz darauf begannen 
die Fürsten von Mecklenburg, Rostock zu belagern. Während der Belage-
rung fanden abermals Verhandlungen zwischen Rostock und den Herzögen 
statt, bei denen auch Vertreter der wendischen Städte zugegen waren.176 
Ziel der Städte war es, eine militärische Auseinandersetzung abzuwenden. 
Diese Verhandlungen wurden durch die wendischen Städte angebahnt und 
durchgeführt. Sauer unterstreicht aber auch zurecht, dass in dieser Phase der 
Domfehde die wendischen Städte den Konflikt zwischen Rostock und den 
Herzögen allein als Sache zwischen den beiden Parteien ansahen, bei dem 
Rostock „keineswegs in jedem Falle auf die Hilfe der Verbündeten rechnen 
könne.“177 Ziel der Herzöge war aber, Rostock von den übrigen Städten ab-
zuschneiden und eine Handelsblockade zu errichten, um Rostock in die Knie 
zu zwingen und ihre Interessen durchzusetzen. Rostock versuchte dies zu 
vermeiden und war bemüht, mit den Herzögen zu verhandeln. Angesichts der 
drohenden Einnahme Rostocks durch die Herzöge von Mecklenburg und ihre 
Verbündete geriet die Ohnmacht des Rates in den Hintergrund. Die Einnahme 
Warnemündes und die Zerstörung des Hafens durch die herzogliche Allianz 
am 1. August zeigt, dass die Verhandlungen gescheitert waren.178 Die Städte 
wichen in dieser Phase nicht von Rostocks Seite. So erhielt die Stadt unter 
anderem Truppen von Lübeck.179

Bei den Verhandlungen zu Bützow und Wismar (21.–27. September 1487)180 
kam es zu Gesprächen zwischen den Herzögen und den wendischen Städten. 
Man einigte sich im Grundsatz darauf, eine Einigung zwischen Fürsten und 
Rostock durch ein Schiedsgericht zu erwirken, dem die Kurfürsten von Bran-
denburg, der Bischof von Schwerin sowie herzogliche Räte und Vertreter der 

175	Hergemöller 1988, S. 231.
176	HR III, 2, Nr. 199.
177	Sauer 1971, S. 123.
178	Die Belagerung der Stadt, die auf die Zerstörung des Hafens hätte eigentlich folgen müssen, 

blieb aus. Sauer (1971, S. 124 f.) schätzt, dass die Fürsten wohl nicht über die dafür nötigen 
Mittel verfügt hätten. Er hält es aber auch für möglich, dass die Herzöge eine Unterstüt-
zung Rostocks durch die übrigen wendischen Städte fürchteten. In den folgenden Wochen 
kam es immer wieder zu Gefechten zwischen den beiden Parteien, was die Herzöge von 
Mecklenburg wohl davon überzeugte, dass der Verhandlungsweg sie eher zu ihrem Ziel 
brächte (Sauer 1971, S. 125).

179	Zwar hatten die Hansestädte Rostock bereits darauf hingewiesen, dass sie „nicht in jedem 
Falle auf Hilfe der Verbündeten“ bauen könnte (Sauer 1971, S. 123), doch halfen sie der 
Stadt angesichts des drohenden Krieges besonders mit Söldnern aus.

180	HR III, 2, Nr. 200–203.
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Hansestädte angehören sollten.181 Da Rostock dem aber erst zustimmen wollte, 
wenn es seine Bedingungen erfüllt sah,182 scheiterten die Verhandlungen. 
Dagegen erhielt Rostock Darlehen und Söldner von einigen Hansestädten.183 
Einzig Wismar verweigerte die Unterstützung, was wohl damit zusammenhing, 
dass ihre Stadtherren ebenfalls die Herzöge von Mecklenburg waren und sich 
die Stadt nicht in den Konflikt hineinziehen lassen wollte.

Im Oktober 1487 konnten schließlich der König von Dänemark und die Kur-
fürsten von Brandenburg einen Waffenstillstand von drei Monaten vermitteln, 
der vorzeitig am 13. Dezember um 15 Monate verlängert wurde.

Während des Waffenstillstandes konzentrierten sich die wendischen Städte 
darauf, die innerstädtischen Konflikte zu lösen. Da eine militärische Bedrohung 
zunächst gebannt war, rückte die Ohnmacht des Rostocker Rates wieder in 
den Mittelpunkt. Die wendischen Städte teilten Rostock mit, dass zunächst 
ein Ausgleich zwischen der Gemeinde und den geflohenen Bürgermeistern 
gefunden werden müsse.184 Einen Vergleich zwischen der Rostocker Gemeinde 
und den Bürgermeistern wurde auf dem Wendischen Städtetag in Lübeck am 
28. Juli 1488185 erreicht. Der Schiedsspruch186 sah vor, dass die Bürgermeister 
Kerkhoff und Hasselbeke ihren gesamten Besitz zurückerhalten und entschä-
digt werden sollten. Der Spruch erwähnt aber mit keinem Wort ihre Ämter, 
was bedeutet, dass ihnen die Rückkehr in das Bürgermeisteramt verwehrt 
blieb.187 Außerdem wiesen die anwesenden Städte Wismar darauf hin, dass 
auch Wismar Rostock unterstützen müsste.188 Des Weiteren betraute der 
Städtetag Stralsund mit der Aufgabe, einen Vergleich zwischen Rostock und 
den Herzögen von Mecklenburg anzubahnen.189

181	HR III, 2, Nr. 200 § 21.
182	HR III, 2, Nr. 200 § 22. Rostock forderte 1) die Wiedereinsetzung der Stadt in ihre alten 

Rechte und ihren Besitz, 2) die Aufhebung des Kirchenbannes, 3) die Beendigung des 
Kirchenprozesses und schließlich 4) Abmachungen über Gefangene.

183	HR III, 2, Nr. 200 § 32; Vgl. auch HR III, 2, Nr. 203. Für Einzelheiten über die Unterstützung 
s. Graßmann 2005, S. 15.

184	HR III 2, Nr. 252. Hergemöller (1988, S. 236) meint, dass die wendischen Städte darüber 
debattierten, in welcher Reihenfolge die Probleme gelöst werden sollen. Man entschied sich 
dafür, dass man zuerst die Einheit in der Stadt herbeiführen und dann die Versöhnung mit 
den Herzögen suchen wolle. Die Quellen deuten aber darauf hin, dass Rostock die wendischen 
Städte darum bat, eine Entscheidung bezüglich der Bürgermeister auszusetzen, bis man sich 
mit den Herzögen geeinigt hätte: darup gy uns wedder schreven, wy dat so mochten vorfugen, 
de saken mochten anstande bliven so lange, gy mit jwen g(nedigen) heren weren vorliket.

185	HR III, 2, Nr. 238–256.
186	HR III, 2, Nr. 255.
187	HR III, 2, Nr. 255.
188	HR III, 2, Nr. 254 § 20 und 23.
189	HR III, 2, Nr. 253 und 254 § 4.
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Da nun eine Aussöhnung zwischen Bürgermeistern und Gemeinde erreicht 
worden schien, wollten die wendischen Hansestädte den Konflikt zwischen der 
Stadt und den Herzögen von Mecklenburg beilegen.190 Die Lage in Rostock 
verschärfte sich jedoch, als im Februar 1489 neun Ratsherren von Aufständischen 
um Hans Runge gefangen genommen wurden. Damit war für die Hanse der 
Punkt gekommen, die Handlungsfähigkeit des Rostocker Rates vollends in Frage 
zu stellen. Deutlich wurde der Wendische Tag zu Lübeck vom 12. März 1489.191 
Angesichts des erneuten Aufstandes in Rostock waren die übrigen radessendebaden 
(...) in mercklikeme bewage [Bedenken] geweszen.192 Nachdem sie sich besprochen 
hatten, wurden den Rostockern darup de recesse der gemenen hanzestede 
geleszen, nämlich die Aufruhr-Statuten von 1418.193 Nach langem Ringen durften 
die Rostocker Gesandten schließlich an den Verhandlungen teilnehmen.

Ein erneuter, während des Städtetags geschlossener Ausgleich zwischen 
Gemeinde und Rat schien die Lage aber wieder zu entspannen und den 
innerstädtischen Konflikt zu beenden.194 Doch sollte dieser Vertrag zwischen 
Altem und Neuem Rat nicht von langer Dauer sein.195 Er regelte zunächst 
allgemein, dass die Spannungen zwischen Rat und Gemeinde to eynem gantzen 
vullenkamen ende kommen sollten.196 Damit war nicht nur eine rechtliche 
Einigung gemeint. Vielmehr wollten die hansischen Unterhändler „Eintracht 
und Freundschaft zwischen den Parteien“ stiften.197

In der Folgezeit wurden die im Februar 1489 inhaftierten Ratsmänner aus 
der Haft entlassen und konnten in ihre Ämter zurückkehren.198 Dass man die 
gefangenen Ratsmänner freiließ, stellte – so Hergemöller – die Voraussetzungen 
für erneute Verhandlungen wieder her.199 Allerdings muss man hier hinzufügen, 
dass der Anschein trog, dass sich die Lage in Rostock wirklich entspannt hatte.

190	HR III, 2, Nr. 268, Nr. 270 § 1, 2, 7. Die Vermittlungen, die die Verhandlungen ermöglichten, 
hat Stralsund durchgeführt.

191	HR III, 2, Nr. 268–271. Zur Verhandlung über die Zulassung der Rostocker Ratsendeboten 
HR III, 2, Nr. 270, § 3, 9–12.

192	HR III, 2, Nr. 270 § 3.
193	HR III, 2, Nr. 270 § 10. Genau heißt es im Rezess vom 12. März 1489: wanner eyn radt in 

jeniger hanszestadt in all effte eyn del van den borgeren edder inwonren entweldiget wurde 
des radstols edder in ereme regimente, state unde werdicheit vorkorteth, dat men der stadt 
radessendebaden manck de anderen radessendebaden der hanszestede nicht schal setten. 
Klarer konnte man nicht auf die Aufruhr-Statuten hinweisen.

194	HR III, 2, Nr. 271.
195	Hergemöller 1988, S. 241.
196	HR III, 2, Nr. 271.
197	Zu dieser hansischen Friedensvorstellung allgemein s. Jenks 1996, S. 414.
198	Hergemöller 1988, S. 241.
199	Ebenda.
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Ende August 1489 kam es in Wismar zu Schiedsgerichtsverhandlungen unter 
der Leitung König Johanns von Dänemark und Vertretern der Brandenburger 
Kurfürsten.200 Dabei beschlossen die Schiedsrichter, dass die Jakobikirche 
ein Stift bleiben solle. Des Weiteren sollte Rostock sämtliche Privilegien und 
Lehnsgüter verlieren, müsse eine Buße von 30.000 RhFl und erneut die Hul-
digung leisten. Schließlich sollte die Stadt die Aufständischen an die Fürsten 
ausliefern.201 Sauer urteilt vollkommen zurecht, dass „seine Ausführung ... 
einen vollen Sieg der Herzöge, für Rostock eine bedingungslose Unterwerfung 
mit sich gebracht hätte.“202 Daher verwundert auch nicht die Reaktion der 
Rostocker Bevölkerung, die erneut in den Aufstand trat, was in die Absetzung 
aller Ratsmitglieder gipfelte. Jedoch verließen nicht alle Abgesetzten die 
Stadt. Man wählte auch kein neues Gremium, weshalb anzunehmen ist, dass 
zumindest ein Teil der alten Ratsmänner weiterhin im Amt blieb.203

Im Dezember 1489 wählte die Gemeinde einen neuen, gemischten Rat, der 
sich aus alten und neuen Ratsmännern zusammensetzte. Am 3. März 1490 
wurden die letzten verbliebenen Mitglieder des alten Aufruhrrats aus ihren 
Positionen verdrängt. Unterdessen hatte sich das Verhältnis zu den Herzö-
gen allerdings nicht gebessert. Unter diesen Vorzeichen fand der Wendische 
Städtetag am 8. März 1490204 in Lübeck statt. Anwesend waren die Vertreter 
aller wendischen Hansestädte, aber keine Abgesandten des in Rostock am-
tierenden Rats. Lediglich der geflohene Bürgermeister Kerkhoff und weitere 
alte, vertriebene Ratsmänner besuchten den Tag, wurden allerdings nicht als 
legitime Vertreter Rostocks zugelassen. Da die wendischen Städte in dem 
Streit zwischen Altem und Neuem Rat ihre Neutralität wahren wollten, waren 
sie sich bewusst, dass eine Anerkennung Kerkhoffs und seiner Gefährten 
als Vertreter Rostocks bedeutet hätte, dass man den Neuen Rat als illegitim 
betrachtete. Eine derartige Verprellung einer der beiden Konfliktparteien 
hätte eine Aussöhnung unmöglich gemacht.205 Vielmehr waren die wendi-
schen Städte sichtlich bemüht, strikte Neutralität zwischen den Rostocker 
Parteien zu wahren.

200	Zu den Verhandlungen s. Sauer 1971, S. 130 f. und Hergemöller 1988, S. 242.
201	Der Schiedsspruch ist gedruckt in Hergemöller 1988a, S. 255–9. S. a. Rostocker Chronik, 

S. 12 f. und Sauer 1971, S. 130 f.
202	Sauer 1971, S. 131.
203	Hergemöller 1988, S. 244.
204	HR III, 2, Nr. 295–332.
205	Hergemöllers Einschätzung (1988, S. 247), dass die alten Ratsmitglieder „aber in den Augen 

der Landesherren – wie auch der Hanse – die allein legitimierten Vertreter der Stadt waren“ 
und somit alle mit ihnen getroffenen „Abmachungen rechtsverbindliche Wirkung“ hatten, 
ist abwegig.
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Die geflohenen Bürgermeister und Ratsleute waren nur auf dem Tag 
anwesend, um die Situation in Rostock zu schildern und sich abermals zu 
beschweren. Sie warfen den Aufständischen vor, sich nicht an den Vergleich 
von 1488 zu halten.206 Als Konsequenz der Missstände in der Stadt forderten 
sie die versammelten Städte auf, Rostock zu verhansen,207 verlangten also 
die Anwendung der in den Statuten von 1418 vorgesehenen Maßnahmen. 
Obendrein waren sie bemüht, den Ausgleich mit den Fürsten voranzutrei-
ben.208 Doch die Hansestädte wollen auf diese Forderungen nicht eingehen: 
Sie erachteten die Angelegenheit offenkundig als nicht ernst genug, um die 
Wirtschaftsbeziehungen durch die Verhansung der Stadt abzubrechen. Au-
ßerdem deuteten sie an, weitere Gründe für ihr Handeln zu haben, führten 
diese aber nicht genauer aus.209 Dies ist dem Umstand geschuldet, dass auch 
jetzt die wendischen Städte noch hofften, die Konflikte durch Vermittlung 
lösen zu können. Außerdem ist auffällig, dass sie sich zu keiner eindeutigen 
Stellungnahme hinreißen ließen, weil sie ihre Neutralität wahren wollten. 
Denn sobald sich die Hansestädte auf eine Seite schlugen, wäre es nicht 
mehr möglich, den Streit zwischen Altem und Neuem Rat auf dem Weg der 
Vermittlung zu bereinigen. Die Versammlung erkannte zwar an, dass der 
Rostocker Rat handlungsunfähig war, schreckte aber noch davor zurück, die 
nach Maßgabe von 1418 folgerichtigen Sanktionen zu verhängen.

Die Ergebnisse des Städtetages sind schnell zusammengefasst: Die Gemein-
schaft erkannte die Ohnmacht des Rates. Folglich richtete sie ein Schreiben 
an die Gemeinde, in dem sie diese aufforderte, sich an den Vergleich von 1488 
zu halten,210 und erneut ermahnte, sich mit dem Alten Rat auszusöhnen. 
Dies wurde auch in einem weiteren Schreiben an Rostock eingefordert.211 Es 
erfolgte die abermalige Aufforderung, den Vergleich von 1488 umzusetzen. 
Sollte dies nicht geschehen, drohten die Städte Rostock in aller Deutlichkeit 
mit entsprechenden Maßnahmen. Außerdem wiesen die Städte Rostock an, 
sich dem Schiedsspruch der wendischen Städte zu unterwerfen.

Diese Position der wendischen Städte zeigte sich ebenfalls auf dem Wen-
dischen Städtetag im Mai 1490.212 Wieder traten die vertriebenen Rostocker 
Bürgermeister und Ratsmänner vor die Versammlung, um sich zu beklagen 

206	HR III, 2, Nr. 325 § 45.
207	HR III, 2, Nr. 325 § 49.
208	HR III, 2, Nr. 325 § 50.
209	HR III, 2, Nr. 325 § 51.
210	HR III, 2, Nr. 326.
211	HR III, 2, Nr. 327.
212	HR III, 2, Nr. 333–372.
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und ere(n) guden rath zu erbitten.213 Anders als von Hergemöller behaup-
tet, wurden diese nicht als „rechtmäßige Vertreter ihrer Heimatgemeinde 
anerkannt.“214 Die Versammlung hörte sie zwar an, aber der Rezess nennt 
sie bewusst nicht als Teilnehmer.215 In die gleiche Richtung weist auch die 
Weigerung der versammelten Städte, den alten Ratsmännern mit Ratschlägen 
zu dienen. Sie lehnten dies mit dem Hinweis ab, scholen se richtere weszen, 
dat se ene denne nicht konnen raden.216 Dies unterstreicht, dass die wendi-
schen Städte darauf bedacht waren, Neutralität zu wahren, um eine gütliche 
Einigung des innerstädtischen Konflikts zustande zu bringen. Sie lehnten 
daher den Vorschlag Hasselbekes ab, die Fürsten in den Einigungsprozess 
zwischen Altem und Neuem Rat einzubeziehen.217 Der Grund dieses Han-
delns liegt auf der Hand: Die wendischen Städte wollten eine Einigung der 
zerstrittenen Räte ohne die Herzöge herbeiführen, „damit Rostock bei den 
Vergleichsgesprächen mit den Mecklenburgern nicht aus einer Position der 
Schwäche und inneren Zerrissenheit handeln mußte.“218 Ihr Ziel war es offen-
kundig, die städtische Autonomie unter gar keinen Umständen zu gefährden. 
Würden sie die alten Ratsmänner als legitime Vertreter Rostocks anerkennen 
und zu den Beratungen zulassen, wäre eine Schlichtung nicht mehr möglich 
gewesen. Doch zu diesem Zeitpunkt war der Neue Rat nicht bereit, sich mit 
den Vertriebenen auszusöhnen. Er lehnte zudem weitere Schlichtungsversuche 
der wendischen Städte ab.219

Die Fronten schienen allenthalben verhärtet. Die Herzöge versuchten nun 
eine Handelsblockade gegen Rostock zu errichten, indem sie Danzig auffor-
derten, die Versorgung Rostocks mit Lebensmitteln einzustellen.220 Auch 
der König von Dänemark schloss sich den Mecklenburgern an221 und drohte 
„offen mit einer Handelsblockade.“222 Infolge dieser Maßnahmen „traten in 
der Stadt Versorgungsschwierigkeiten und Spannungen auf.“223 Daher bat 
der neue Rostocker Rat die wendischen Städte im August um Unterstützung, 
erklärte aber gleichsam, dass man den Schiedsspruch vom 7. September 1489 

213	HR III, 2, Nr. 355 § 16.
214	Hergemöller 1988, S. 248.
215	HR III, 2, Nr. 355.
216	HR III, 2, Nr. 355 § 17.
217	HR III, 2, Nr. 355 § 18.
218	Hergemöller 1988, S. 248.
219	HR III, 2, Nr. 372.
220	HR III, 2, Nr. 396.
221	Nachrichten 1759/60, Nr. 52/53, zit. nach Hergemöller 1988, S. 250.
222	Hergemöller 1988, S. 250.
223	Hergemöller 1988, S. 250.
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unter keinen Umständen umsetzen könne.224 Lübeck aber wies darauf hin, 
dass sich der Neue Rat und die Gemeinde der freiwilligen Gerichtsbarkeit der 
wendischen Städte unterwerfen und dies auch ausdrücklich erklären müssten.225 
Dies tat Rostock schließlich mit dem Schreiben vom 21. September 1490, in 
dem es heißt, dass man den Wendeschen steden, vruntschop rechtes willen 
horen wolle.226 Unter diesen Bedingungen traten die wendischen Städte im 
Oktober 1490 zu einem Tag in Lübeck zusammen.227 Der Rezess berichtet 
über das geplante Vorgehen der Städte: Zunächst wollte man eine kleinere 
Gruppe an de fursten to Mekelenborch unde an de van Rostock schickede 
van desser stede wegen alle.228 Dies diente vor allem dazu, die Aussöhnung 
zwischen Altem und Neuem Rat voranzutreiben. Sobald dies erreicht sei, 
sollte ein endgültiger Schiedstermin mit den mecklenburgischen Herzögen 
vereinbart werden.229 Dabei wurden Stralsund und Wismar beauftragt, umme 
de dinge ersten mit deme besten to vortastende.230

Für die entscheidenden Verhandlungen zwischen Altem und Neuem Rat 
beraumte man im Dezember 1490 einen Städtetag zu Lübeck an.231 Nach 
langen Verhandlungen konnten die Ratsendeboten der wendischen Städte 
einen Vertragsabschluss zwischen dem Alten und Neuen Rat herbeiführen.232 
Dieser Vergleich sah zunächst vor, dass alles vorgheten unde vorgheven 
und darupp nicht mer to sprekende, to witende, noch to wrenkende sei.233 
Außerdem legte er fest, dass beide Seiten „gemeinsam mit allem Fleiß für 
eine Beilegung der Kämpfe mit Herzögen“ sorgen sollten.234 Sobald man den 
Konflikt mit den Herzögen gelöst habe, sollten alle olden heren wieder in 

224	HR III, 2, Nr. 393.
225	HR III, 2, Nr. 397.
226	HR III, 2, Nr. 398.
227	HR III, 2, Nr. 374–414.
228	HR III, 2, Nr. 399 § 32.
229	HR III, 2, Nr. 399 § 40.
230	HR III, 2, Nr. 399 § 32.
231	HR III, 2, Nr. 418–437. Dem Städtetag voraus gehen Schreiben der Herzöge von Mecklen-

burg, in welchen die Fürsten den wendischen Städten das Schiedsgericht über die internen 
Streitigkeiten Rostocks zubilligen (HR III, 2, Nr. 418) und eine erneute Erklärung des Neuen 
Rates, sich dem Spruch der Städte zu unterwerfen (HR III, 2, Nr. 420).

232	Der Rezess bezeugt die Uneinigkeit der Ratsparteien. So nutzen die alten (HR III, 2, Nr. 424 
§ 39) und die neuen Ratsmitglieder die Möglichkeit (HR III, 2, Nr. 424 § 40), um erneut 
Anschuldigungen vorzutragen. Die wendischen Städte verhielten sich aber in diesem Punkt 
neutral und vertagten die Sache (HR III, 2, Nr. 424 § 43).

233	HR III, 2, Nr. 425.
234	Hergemöller 1988, S. 255. S. a. HR III, 2, Nr. 425.
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den Rostocker Rat aufgenommen werden.235 Ferner mussten sich die neuen 
Ratsmänner dazu verpflichten, in der Zwischenzeit keine neuen Mitglieder in 
den Rat zu wählen.236 Dies war notwendig, um zu gewährleisten, dass auch 
beim Friedensschluss mit den Herzögen alle beteiligten Parteien an diesen 
Vergleich gebunden waren, aber auch um ihnen die Legitimität zu verleihen, 
um mit den Fürsten zu verhandeln.

Nachdem nun die Eintracht in der Stadt wiederhergestellt schien, bemüh-
ten sich die wendischen Städte und die Rostocker Ratsmänner, auch einen 
Ausgleich mit den Herzögen zu finden. Von diesen Bemühungen zeugen 
Schreiben, die davon berichten, dass Wismar und Stralsund Verhandlungen 
zwischen Rostock und den Fürsten vermittelten.237 Allerdings kam es wieder-
holt zu neuen Streitigkeiten zwischen Altem und Neuem Rat.238 Die fürstliche 
Handelsblockade bestand auch weiter, wodurch „der gesamte Handel mit dem 
Binnenlande und Skandinavien abgeschnitten“ wurde.239 Dennoch fanden 
Gespräche mit den Herzögen von Mecklenburg statt, die sich allerdings pro-
blematisch gestalteten. Größtes Problem stellte die Unterwerfungsurkunde 
(instrumentum paritionis) dar, die der Alte Rat im Vorfeld der Domfehde 
(wohl Juli 1486) besiegelt hatte und auf deren Umsetzung die Herzöge nun 
bestanden.240 Darin hatten die Ratsmitglieder der Einrichtung des Domstifts 
gemäß den päpstlichen Bedingungen zugestimmt. Der Neue Rat sah dies 
aber für sich nicht bindend an und wandte sich an Wismar, um zu erfahren, 
ob mer vorpflichtet zin to donde offte nicht.241

Auch in Rostock spitzte sich die Lage immer weiter zu. Kurz nach Ostern 1491 
besetzten Hans Runge und sein Anhang das Steintor, „den direkten Zugang 
zum Markt und zum Rathaus.“242 Diese Aktion verpuffte allerdings ohne Er-
folg, denn Runge und seine Männer konnten ergriffen und gefangen gesetzt 
werden. Sie wurden schließlich hingerichtet, wodurch Rostock „wieder unter 
uneingeschränkter Regierung seines Rates“ stand243 und eine Einigung mit den 
Herzögen endlich möglich war.

Ende April 1491 beraumten Fürsten und wendische Städte einen Tag zu 
Wismar für den 20. Mai an. Der dort geschlossene Vergleich ähnelt dem vom 

235	HR III, 2, Nr. 425.
236	HR III, 2, Nr. 425.
237	HR III, 2, Nr. 430 und 431.
238	HR III, 2, Nr. 434.
239	Sauer 1971, S. 134.
240	Vgl. Hergemöller 1988, S. 219, Anm. 160. Das Original ist anscheinend verschollen.
241	HR III, 2, Nr. 432.
242	Hergemöller 1988, S. 258.
243	Sauer 1971, S. 135.
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7. September 1489. Hergemöller behauptet gar, dass man sich auf diesen „zu 
Wismar erlassenen Vergleich berief,“ ihn „vollumfänglich übernahm und nur 
leicht korrigierte und erweiterte.“244 Das stimmt so nicht. Der Vergleich von 1489 
diente zwar als Vorlage, doch die Unterschiede zwischen beiden sind zu groß, 
um als Erweiterungen bezeichnet werden zu können. Zwar musste Rostock 
immer noch eine hohe Entschädigung zahlen (nun 21.000 RhFl,245 nach 1489 
waren es 30.000 RhFl), doch auf der anderen Seite konnte es sowohl seine 
Lehnsgüter als auch sämtliche Privilegien behalten.246 Dies ist ein bedeuten-
der Unterschied zum Schiedsspruch von 1489. Deshalb muss Hergemöllers 
Behauptung, dass das Ziel des Vergleichs „die vollständige und irreversible 
Unterwerfung“ Rostocks war,247 als unzutreffend zurückgewiesen werden. 
Einleuchtender ist die Einschätzung Sauers, der unterstreicht, dass die Fürsten 
es nicht geschafft hätten, „Rostock zu unterwerfen, wie sie es beabsichtigt 
hatten,“ sondern nur die Einrichtung des Domstifts durchzusetzen.248

Fassen wir die hansische Reaktion auf die Domfehde zusammen! Die wen-
dischen Städte drohten Rostock zwar offen mit der Verhansung, vollzogen 
ihre Drohung jedoch nicht, und zwar in der Absicht, eine Schlichtung her-
beizuführen. Rostocks Neuer Rat erhielt mehrere Warnungen, doch solange 
die Chance auf eine gütliche Einigung bestand, sahen die wendischen Städte 
von einer Verhansung ab. Man steigerte den Druck, legte aber immer wieder 
Verhandlungsangebote vor. Das Hauptaugenmerk der wendischen Städte war 
darauf ausgerichtet, Rostock von den Fürsten fernzuhalten. Es fällt nämlich 
deutlich auf, dass die Ohnmacht des Rats und der Streit zwischen Altem und 
Neuem Rat sofort auf die kleinste Flamme gesetzt wurden, sobald die Fürsten 
Rostock militärisch bedrohten. Das Ziel der wendischen Städte, die innere 
Einheit Rostocks und den Ausgleich mit den Herzögen herbeizuführen, er-
reichten sie mit dem Vergleich von Wismar (Mai 1491), der Rostock sämtliche 
Privilegien rettete. Die Zahlung der Entschädigung erschien den wendischen 
Städten offenbar verschmerzbar, denn das Geld konnte man ja durch den 
Handel wieder verdienen. Weitaus bedeutender waren die Privilegien, denn 
die hätten die Herzöge von Mecklenburg nicht mehr herausgegeben.

Schließlich muss man festhalten, dass die wendischen Städte ihr Handeln 
streng an den Statuten von 1418 orientieren. Auf dieser Schiene gelang es, 
eine Einigung zwischen Rostock und ihren Landesherren zu erzielen, ohne 
die Autonomie der Stadt zu schmälern.

244	Hergemöller 1988, S. 261.
245	HR III, 2, Nr. 564.
246	Zuerst gab es eine erneute Erbhuldigung: HR III, 2, Nr. 564.
247	Hergemöller 1988, S. 261.
248	Sauer 1971, S. 136.
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3	 Fazit

Die Autonomie des Rats war für die Hanse ein fundamentales Gut. Sie war 
aber von Anfang (1283) an ein eigenständiges Rechtsgut, das nicht selbstver-
ständlich aus der Häufung von Einzelprivilegien hervorging, geschweige denn 
als natürliche Folge des Besitzes irgendwelcher spezifischer Kernprivilegien 
betrachtet werden kann. Allein diese selbst ergriffene Eigenständigkeit machte 
eine Stadt hansefähig.

Diese hansebefähigende Eigenständigkeit konnte von zwei Seiten gefähr-
det werden: von stadtinternen Streitigkeiten und vom Stadtherrn. Gegen die 
innere Gefährdung hatte sich der Hansetag die Statuten von 1418 ersonnen. 
Gegen die äußere Gefährdung verhalf man sich mit (auch von benachbarten 
Hansestädten vorgelegten) Vermittlungs- und Verhandlungsangeboten, notfalls 
auch mit militärischer Gewalt.

Allerdings wird die Unterscheidung zwischen äußerer und innerer Ge-
fährdung der Sache nicht gerecht. Nicht nur bedeutete Autonomie für die 
Hanse den Freiraum der Stadt gegenüber ihrem Stadtherrn, sondern auch 
den Freiraum des Rats gegenüber den Bürgern und Einwohnern der Stadt. 
Und noch mehr: Diese beiden Freiräume waren nicht voneinander zu trennen. 
Sie waren zwei Seiten einer Medaille. Im Falle der Rostocker Domfehde gab 
es, wie wir gesehen haben, ganz einfach kein ‚Innen’ und ‚Außen’. Während 
die mecklenburgischen Herzöge bewusst Unstimmigkeiten im Rostocker 
Rat schürten, um ihren Einfluss in der Stadt zu vergrößern und die Eigen-
ständigkeit der Stadt zu beschneiden, spaltete der Druck des Stadtherrn den 
Rat in zwei feindliche Parteien. Der landesherrliche Druck und die rats- und 
stadtinternen Streitigkeiten waren so eng miteinander verwoben, dass man 
den Quellen Gewalt antun müsste, um sie auseinander zu trennen.

Dies erklärt, weshalb die wendischen Städte – allen voran Lübeck – im Falle 
Rostocks so scheinbar reibungslos zwischen der Abwehr fürstlichen Drucks 
und der Vermittlung zwischen den zerstrittenen Rostocker Ratsherren wech-
seln konnten. Aber es war kein Wechsel. Das zentrale Problem in Rahmen der 
Domfehde war die Autonomie des Rostocker Rats. Je nachdem, von welcher 
Seite die momentan akutere Bedrohung für Rostocks Eigenständigkeit kam, 
wurden die wendischen Städte aktiv.

Damit ist aber das Verhältnis von Privilegienstand (im Engel’schen Sinne), 
Autonomie der Stadt (libertas civium) und Hansezugehörigkeit nicht geklärt. Das 
so paradox erscheinende Beispiel Rostock ist nur zu enträtseln, wenn wir genau 
darauf achten, in welchem Kontext von welcher Form der Autonomie die Rede ist.

Wenn man noch einmal die Rostocker Ereignisse Revue passieren lässt, dann 
fällt es auf, dass sich der Hansetag und die wendischen Städte im Laufe der 
Domfehde kaum dafür interessierten, welche stadtherrlichen Rechte Rostock 
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im Einzelnen besaß oder zu verlieren drohte. Wenn die hansischen Instanzen 
eine Diskussion von konkreten Rechten einforderten, dann handelte es sich um 
das Strandrecht und den Straßenraub, so z. B. in Wilsnack im Oktober 1486.249 
Die Verteidigung des Engel’schen Privilegienpakets gegen die Angriffe der 
Herzöge von Mecklenburg war scheinbar Rostocks Problem: Schließlich 
war es Rostock (und nicht die wendischen Städte), das die Verhandlungen in 
Wismar im September 1487 platzen ließ, weil sich die Herzöge nicht auf die 
Vorbedingung einließen, ut omnia illis jura et possessiones restituerentur, 
ut prius possederant.250

Damit ist das erste Bein aus dem Greifswalder Tripos herausgebrochen. 
Der Automatismus, mit dem der Besitz der städtischen Vorrechte aus dem 
Engel’schen Katalog die Autonomie begründete, die wiederum die uner-
lässliche Voraussetzung für die Hansezugehörigkeit bildete, kann nicht 
aufrechterhalten werden.

Allerdings ist im Laufe der Domfehde wiederholt die Frage der Hansezu-
gehörigkeit Rostocks angesprochen worden, aber ausschließlich im Kontext 
der Entzweiung des Rats. Gleich zu Beginn des Streits monierte der Lübecker 
Hansetag im Mai 1487 mit aller Deutlichkeit:

Item offt wor eyn radt all ifte eyn deel des rades in eyner henzestadt van 
den borgeren edder inwoneren dersulven stadt entweldighet worde des 
radtstols, mit wat gewalt id schege, de stadt schal wedderumme uth der 
henze wesen.251

Dass aus der Entzweiung eines Rats die Verhansung der Stadt konsequent 
folgt, hat einen einleuchtenden Sinn. Der damit bedingte Ausschluss von 
den Beratungen des Hansetags war angesichts der Verfassung der einzelnen 
Hansestädte sowie der hansischen Gremien unausweichlich. Wenn man mit 
Pitz übereinstimmt, dass das Fundament der niederdeutsch-städtischen wie 
infolgedessen der hansischen Verfassung einungsrechtlich war, dann war es 
vom Stadtrat bis zum Hansetag hinauf erforderlich, einen Gemeinwillen zu 
jeder anstehenden Frage zu bilden. Dabei waren alle einzubeziehen, deren 

249	Sauer 1971, S. 111. Zweifelsohne waren dies wichtige Anliegen. Wie die Lübecker Pfund-
zollbücher wenige Jahre später (1492–96) zeigen, liefen gut 10 % aller Lübecker Exporte 
über Mecklenburg und Pommern: Vogtherr 1996/I, S. 33 und 46. Auch wenn diese Güter 
nicht alle nach Rostock bestimmt waren, mussten die Schiffe, die ja küstenweise weiter nach 
Osten segelten und regelmäßig Wasser und Proviant holten mussten, die Warnow passieren.

250	HR III 2, Nr. 200 § 22. Die Gesamtheit von Rostocks jura et possessiones sind unschwer mit 
dem Privilegienpakt der Stadt im Engel’schen Sinne sowie den Lehnsgütern zu identifizieren.

251	HR III 2, Nr. 160 § 74.
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Rechte in der jeweiligen Angelegenheit betroffen waren.252 So musste jede 
Stadt nach Einberufung des Hansetags (wobei Beratungs- bzw. Beschlussge-
genstände zu nennen waren) „einen Gemeinwillen zu den anstehenden Fragen 
bilden,“ den die eigenen Ratssendeboten auf hansischer Ebene getreu zu ver-
treten hatten.253 Nicht nur waren die Ratssendeboten an dem Gemeinwillen 
ihrer Stadt gebunden, sondern der eigene Rat und ggf. auch die Gemeinde 
mussten sich auch darauf verlassen können, dass die Ratssendeboten diesen 
Gemeinwillen tatsächlich vertreten oder die Angelegenheit ad referendum 
nehmen würden.254 Alles andere wäre Verfassungsbruch.255

Wenn sich aber der Rat in zwei feindliche Gruppen geteilt hatte – oder 
Rat und Gemeinde nicht einig werden konnten –, dann war die Bildung ei-
nes Gemeinwillens eo ipso ausgeschlossen, was der Lübecker Hansetag im 
Hinblick auf Rostock im Mai 1487 feststellte.256 Gleiches galt, wenn sich eine 
Hansestadt ihrem Stadtherrn unterwerfen musste,257 denn dann stellte ein 
innerstädtischer Gemeinwille nicht viel mehr als eine anempfohlene Vorlage 
für den Stadtherrn dar. Obendrein erhob sich die Frage, ob eine derart unter-
jochte Stadt die hansischen Beschlüsse würde überhaupt einhalten dürfen, 
mit anderen Worten ob eine Stadt noch zu den Hansestädten gehörte, de noch 
horszam syn, wie man sich 1517 ausdrückte.258

Es war diese Form der städtischen Eigenständigkeit, die für die Teilnahme 
an den Beratungen des Hansetags erforderlich war. Dazu musste der Rat vul-
mechtig sein, konnte dies jedoch nur punktuell (also in Bezug auf spezifische 
Fragen) und stets auf der Grundlage eines mit aller erforderlichen Sorgfalt 
ermittelten Gemeinwillens. Diese hansebefähigende Autonomie war somit ein 
immer kontextbezogener Willensakt der Stadt, wie wir im ersten Teil dieser 
Arbeit festgestellt haben, nun aber als einen Akt der Gesamtheit aller in der 
Stadt zu verstehen gelernt haben, deren Rechte in einer bestimmten Angele-
genheit betroffen waren. Aber diese Form der Autonomie hing auch mit der 
Wahrnehmung seitens der anderen Hansestädte zusammen. Zur Teilnahme 

252	Dass der Kreis der Einzubeziehenden – je nach Bedeutung der Angelegenheit – größer oder 
kleiner sein konnte, sei hier vorausgesetzt: Pitz 2001, S. 71.

253	Pitz 2001, S. 381–2. Vgl. ebenda S. 212, 418–9.
254	Dazu grundlegend Rettig 2018.
255	Genau so einen Verfassungsbruch warf man der scheinbar herzogsfreundlichen Ratsfraktion 

in „Runges Artikelliste“ vor: Hergemöller 1988, S. 216.
256	HR III 2, Nr. 160 § 57.
257	Dazu s. Fahlbusch 2001, S. 72–3.
258	HR III 7, Nr. 39 § 307. Dies ist wohl der Grund, weshalb der Hansetag im 15. Jh. bei den 

Nachbarstädten anfragte, ob sich eine aufnahmewillige niederländische Stadt den hansischen 
Geboten widersetzt hat: Henn 2016.
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an den hansischen Beratungen genügte es nicht, in einer Stadt „einen Ge-
meinwillen zu den anstehenden Fragen [zu] bilden,“ wie Pitz schreibt, sondern 
die anderen Städte mussten die Gewissheit haben, dass die betreffende Stadt 
tatsächlich imstande war, einen Gemeinwillen zu bilden.

Das Beispiel Rostock lehrt uns also, dass es zwei Formen der städtischen Auto-
nomie gab, die nebeneinander existierten. Die eine war die Autonomie im Sinne 
des Engel’schen Katalogs. Urkundlich gut belegbar, war sie – ganz im Sinne von 
Dilcher259 – ein Versuch, einen autonomen Rechtsraum zu bilden, die – angesichts 
der Bedrohung des Kaufmanns außerhalb der Stadtmauer260 – für das Gedeihen 
der städtischen Wirtschaft unerlässlich war. Unter den in der Hansezeit herr-
schenden Verhältnissen ließ sich diese eigenständige städtische Rechtsordnung 
nur aufrechterhalten, wenn die Stadt „die volle politische Selbstbestimmung“ 
genoss, was Dilcher (nach Max Weber) als die ‚Autokephalie’ bezeichnet.261

Es ist nicht unsinnig, in diesem Sinne von städtischer Autonomie zu spre-
chen. Immerhin begründet sie eine wirtschaftlich wertvolle Eigenständigkeit 
der Stadt vom Landrecht und vom Stadtherrn.

Aber sie macht keine Stadt zu einer Hansestadt, ja sie stellt nicht einmal die 
unerlässliche Voraussetzung dafür dar. Dafür war die zweite, völlig von der 
Engel’schen Eigenständigkeit getrennten Form von Autonomie erforderlich, 
die sich durch einen Willensakt der Stadt ausdrückte.

Vielleicht wird die Unterscheidung zwischen den beiden Formen städtischer 
Autonomie klarer, wenn wir zum Abschluss das Beispiel von Berlin aufgrei-
fen. Infolge des Berliner Unwillens wurden der Doppelstadt Berlin-Cölln 
bekanntlich spätestens i. J. 1448 sämtliche Sonderrechte entzogen,262 die die 
Forschung als grundlegend für die städtische Eigenständigkeit betrachtet. 
Wenige Jahre später erklärte die Doppelstadt ihren Verzicht auf die Hanse-
mitgliedschaft.263 Trotzdem wurde Berlin danach 70 Jahre lang wiederholt zu 
den Hansetagen geladen und in Entwürfen zu Tohopesaten sowie in hansische 
Matrikel eingetragen, als ob die Stadt nach wie vor Vollmitglied der Hanse 
war.264 Erst 1518 schied Berlin-Cölln endgültig aus der Hanse aus.265

259	Dilcher 1996, bes. S. 338–9. s. a. S. 84, 100, 106, 111, 348, 352–3 u.ö.
260	Allein der Hinweis, dass in der Stadt die Friedenspflicht herrschte, während Selbsthilfe auf 

dem Land (mindestens bis 1495) noch gang und gäbe war, dürfte als Beweis hierfür genügen.
261	Dilcher 1996, S. 348.
262	Engel 1984, S. 71; Müller-Mertens 1962, S. 15–21; Schulz 2016, S. 135–43. Allgemein zur 

Geschichte Berlins in dieser Zeit s. Schulz 1987, S. 262–74.
263	HR II 7, Nr. 531 vom 22. Juli 1452.
264	Stein 1915, S. 133–5 zählt die Belege auf.
265	Stein 1915, S. 134.
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Das scheint auf dem ersten Blick höchst widersprüchlich, zumal aus der 
Perspektive der Greifwalder Schule. Wenn der Besitz der städtischen Vorrechte 
aus dem Engel’schen Katalog die Autonomie begründete, die wiederum die 
unerlässliche Voraussetzung für die Hansezugehörigkeit bildete, wie konnte 
es denn dazu kommen, dass eine Stadt, bei der die Autonomie im Engel’schen 
Sinne bestenfalls in homöopathischen Dosierungen vorhanden war, 70 Jahre 
lang als Vollmitglied der Hanse (zumal in Lübecks Augen) gelten? Aber 
das ist nur ein Widerspruch, wenn man die beiden Formen der städtischen 
Autonomie – die wirtschaftliche und die hansische – nicht auseinanderhält.

Bibliographie

Auge 2009 – Oliver Auge, Handlungsspielräume fürstlicher Politik im Mittelalter. Der südliche 
Ostseeraum von der Mitte des 12. Jahrhunderts bis in die frühe Reformationszeit (Mittelal-
ter-Forschungen 28), Ostfildern 2009.

Bei der Wieden 1981 – Helge Bei der Wieden, ‚Rostock zwischen Abhängigkeit und Reichs-
unmittelbarkeit’, in: Roderich Schmidt (Hg.), Pommern und Mecklenburg. Beiträge zur 
mittelalterlichen Stadtgeschichte. Köln, Wien 1981, S. 111–32.

von Brandt 1962 – Ahasver von Brandt, Die Hanse und die nordischen Mächte im Mittelalter 
(Arbeitsgemeinschaft für Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen. Geisteswissenschaften, 
Heft 102), Köln und Opladen 1962.

Burckhardt 2009 – Mike Burckhardt, Der hansische Bergenhandel im Spätmittelalter. 
Handel – Kaufleute – Netzwerke. Köln, Weimar, Wien 2009.

Dilcher 1996 – Gerhard Dilcher, Bürgerrecht und Stadtverfassung im europäischen Mittel-
alter, Köln 1996.

DiplDan – Adam Afzelius, Franz Blatt (Hgg.), Diplomatarium Danicum, 2. Række, 3. Bind 
1281–1290, Kopenhagen 1939.

Dollinger 1989 – Philippe Dollinger, Die Hanse. Stuttgart 41989.

Ebel 1971 – Wilhelm Ebel, Lübisches Recht. Erster Band, Lübeck 1971.

Ehbrecht 1974 – Wilfried Ehbrecht, ‚Verhaltensformen der Hanse bei spätmittelalterlichen 
Bürgerkämpfen in Westfalen’, in: Westfälische Forschungen 26, 1974, S. 46–49.

Jana Schmalfuß



183

Engel 1984 – Evamaria Engel, ‘Zur Autonomie brandenburgischer Hansestädte im Mittelalter’, 
in: Fritze u. a. 1984, S. 45–75.

Eubel, Hierarchia – Conrad Eubel (Hg.), Hierarchica catholica medii aevi ... ab anno 1198 
usque ad annum 1431 perducta, Münster 21913.

Fahlbusch 2001 – Friedrich Bernward Fahlbusch, ‚Die Kreise städtischer Außenbeziehungen. 
Überlegungen zu Kategorisierungskriterien für Hansestädte’, in: HGbll. 119, 2001, S. 63–83.

Freynhagen 1931 – Walter Freynhagen, ‚Die Wehrmachtsverhältnisse der Stadt Rostock im 
Mittelalter’, in: Mecklenburgische Jahrbücher 95, 1931, S. 1–102.

Fritze u. a. 1984 – Konrad Fritze, Eckhard Müller-Mertens, Walter Stark (Hgg.), Auto-
nomie, Wirtschaft und Kultur der Hansestädte (Hansische Studien VI = Abhandlungen zur 
Handels- und Sozialgeschichte 23), Weimar 1984.

Fritze 1984 – Konrad Fritze, ‚Autonomie von Mittel- und Kleinstädten – dargestellt am Beispiel 
der mittelalterlichen Städte Vorpommerns’, in: Fritze u. a. 1984, S. 76–83.

Giesebrecht 1833 – Ludwig Giesebrecht, ‚Der Landfriede und sein Einfluss auf Pommern’, 
Baltische Studien 2/1, 1833, S. 101–6.

Graßmann 2005 – Antjekathrin Grassmann, ‚Lübeck und Rostock: Hansische Konfliktbewälti-
gung im Rahmen der Rostocker Domfehde’, in: Meckelburgische Jahrbücher 120, 2005, S. 7–2ß.

Hammel-Kiesow 1989 – Rolf Hammel-Kiesow, ‚Stadtherrschaft und Herrschaft in der Stadt’, 
in: Jörgen Bracker (Hg.), Die Hanse. Lebenswirklichkeit und Mythos, Hamburg 1989, S. 330–49.

Hammel-Kiesow 1998 – Rolf Hammel-Kiesow, ‚Neue Aspekte zur Geschichte Lübecks: von der 
Jahrtausendwende bis zum Ende der Hansezeit. Die Lübecker Stadtgeschichtsforschung der letzten 
zehn Jahre (1988–1997). Teil 1: bis zum Ende des 13. Jahrhunderts’, in: ZVLGA 78, 1998, S. 47–114.

Hammel-Kiesow 1998a – Rolf Hammel-Kiesow, ‚Stadtherrschaft und Herrschaft in der Stadt’, 
in: Jörgen Bracker (Hg.), Die Hanse. Lebenswirklichkeit und Mythos, Lübeck 1998, S. 446–79.

Hammel-Kiesow 2008 – Rolf Hammel-Kiesow, Die Hanse, München 42008.

Hammel-Kiesow 2012 – Rolf Hammel-Kiesow, Art. Hanse, in: Albrecht Cordes u. a. (Hgg.), 
Handwörterbuch zur deutschen Rechtsgeschichte, 2. rev. Aufl., Berlin 2012, Sp. 764–71.

Die Autonomie von Hansestädten am Beispiel von Rostock



184

Henn 1988 – Volker Henn, ‚Der Lübecker Hansetag vom Sommer 1418’, in: Beiträge zur 
Deutschen Volks- und Altertumskunde 26, 1988/91, S. 25–42.

Henn 1989 – Volker Henn, ‚Über die Anfänge des Brügger Hansekontors’, in: HGbll. 107, 
1989, S. 43–66.

Henn 2016 – Volker Henn, ‚... dat wy se wedder in de hense nemen wolden. Zur „Wieder“-
Aufnahme ostniederländischer Städte in die Hanse in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts’, 
in: Sarah Neumann, Ines Weber, David Weiss (Hgg.), Ad laudem et gloriam. Festschrift für 
Rudolf Holbach, Trier 2016, S. 151–72.

Hergemöller 1988 – Bernd-Ulrich Hergemöller, „Pfaffenkriege“ im spätmittelalterlichen 
Hanseraum. Quellen und Studien zu Braunschweig, Osnabrück, Lüneburg und Rostock 
(Städteforschung C/2/I), Köln 1988.

Hergemöller 1988a – Bernd-Ulrich Hergemöller, „Pfaffenkriege“ im spätmittelalterlichen 
Hanseraum. Quellen und Studien zu Braunschweig, Osnabrück, Lüneburg und Rostock (Städte
forschung C/2/II), Köln 1988.

Herrmann 1995 – Rainer Herrmann, ‚Lübeck und die Päpste (1201–1267)’, in: ZVLGA 75, 
1995, S. 9–52.

Hoffmann 1998 – Erich Hoffmann, ‚Konflikte und Ausgleich mit den skandinavischen Reichen’ 
in: Jörgen Bracker (Hg.), Die Hanse. Lebenswirklichkeit und Mythos. Lübeck 21998, S. 66–77.

http://www.stadtarchiv-rostock.f indbuch.net/php/main.php?ar_id=3722&be_kurz= 
312e302e312e&ve_vnum=32#312e302e312ex31, zuletzt aufgerufen am 21.02.2013.

http://www.stadtarchiv-rostock.f indbuch.net/php/main.php?ar_id=3722&be_kurz= 
312e302e312e&ve_vnum=32#312e302e312ex35, zuletzt aufgerufen am 21.02.2013.

http://www.stadtarchiv-rostock.f indbuch.net/php/main.php?ar_id=3722&be_kurz= 
312e302e312e&ve_vnum=32#312e302e312ex32; zuletzt aufgerufen am 21.02.2013.

Isenmann 1988 – Eberhard Isenmann, Die deutsche Stadt im Spätmittelalter 1250–1500. 
Stadtgestalt, Recht, Stadtregiment, Kirche, Gesellschaft, Wirtschaft, Stuttgart 1988.

Isenmann 2014 – Eberhard Isenmann, Die deutsche Stadt im Mittelalter 1150–1550. Stadtgestalt, 
Recht, Verfassung, Stadtregiment, Kirche, Gesellschaft, Wirtschaft, Köln 2014.

Jana Schmalfuß



185

Jahnke 2011 – Carsten Jahnke: ‚ „Homines imperii“ und „osterlinge“. Selbst- und Fremd-
bezeichnungen hansischer Kaufleute im Ausland am Beispiel Englands, Flanderns und des 
Ostseeraumes im 12. und 13. Jahrhundert’, in: HGbll. 129, 2011, S. 1–57.

Jahnke 2014 – Carsten Jahnke, Die Hanse (Reclam Sachbuch Nr. 19206), Stuttgart 2014.

Jenks 1995‑ Stuart Jenks, ‚Die Welfen, Lübeck und die werdende Hanse’, in: Bernd Schneid-
müller (Hg.), Die Welfen und ihr Braunschweiger Hof im hohen Mittelalter, Wiesbaden 1995, 
S. 483–522.

Jenks 1996‑ Stuart Jenks, ‚Friedensvorstellungen der Hanse (1356–1474)’, in: Johannes Fried 
(Hg.), Träger und Instrumentarien des Friedens im hohen und späten Mittelalter, Sigmaringen 
1996, S. 405–39.

Jenks 2001 – Stuart Jenks, ‚Die Einstellung der Hanse zu den Stadtaufständen im Spätmittel-
alter’, in: Volker Henn (Hg.), Die hanischen Tagfahrten zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
(Hansische Studien 11), Trier 2001, S. 75–108.

Kaeber 1929 – Ernst Kaeber, ‚Die Beziehungen zwischen Berlin und Cölln im Mittelalter 
und der Konflikt der beiden Städte mit Kurfürst Friedrich II’, in: HGbll. 54, 1929, S. 19–88.

Kattinger 1995 – Detlef Kattinger, ‚Rostock, die Hanse und Nordeuropa im 13. Jahrhundert’, in: 
Ortwin Pelc (Hg.), 777 Jahre Rostock. Neue Beiträge zur Stadtgeschichte, Rostock 1995, S. 31–42.

Koppmann 1887 – Karl Koppmann, Geschichte der Stadt Rostock, Rostock 1887.

Lange 1887 – Rudolf Lange, ‚Hans Runge und die inneren Kämpfe in Rostock zur Zeit der 
Domfehde’, in: HGbll. 6, 1887, S. 99–132.

Lisch/Mann 1856 – Georg Christian Friedrich Lisch, Vincent Heinrich Mann, ‚Beiträge zur 
ältern Geschichte Rostocks, namentlich über die alte fürstliche Burg zu Rostock’, in: Jahr-
bücher des Vereins für Mecklenburgische Geschichte und Altertumskunde 21, 1856, S. 3–50.

Mantels 1876 – Wilhelm Mantels, ‚Lübeck als Hüterin des Land- und Seefriedens im 13. Jahr-
hundert’, in: ZVLGA 3, 1876, S. 120–63.

Meyer 1929 – Paul Meyer, ‚Die Rostocker Stadtverfassung bis zur Ausbildung der bürgerlichen 
Selbstverwaltung (um 1325)’, in: Jahrbücher des Vereins für Mecklenburgische Geschichte 
und Altertumskunde 93, 1929, S. 37–114.

Die Autonomie von Hansestädten am Beispiel von Rostock



186

Mohrmann 1972 – Wolf-Dieter Mohrmann, Landfriede im Ostseeraum während des späten 
Mittelalters, Kallmünz 1972.

Müller-Mertens 1962 – Eckhard Müller-Mertens, ‚Berlin und die Hanse’, in: HGbll. 80, 
1962, S. 1–25.

Müller-Mertens 1981 – Eckhard Müller-Mertens, ‚Bürgerlich-städtische Autonomie in 
der Feudalgesellschaft: Begriff und geschichtliche Bedeutung’, in: ZfG 29, 1981, S. 205–25.

Münch 2003a – Ernst Münch, ‚Rostocks Aufstieg zur Stadtkommune. Von den Anfängen bis 
1265’, in: Schröder 2003, S. 13–28.

Münch 2003b – Ernst Münch, ‚Rostock in der großen Zeit der Hanse. 1265 bis 1522/23’, in: 
Schröder 2003, S. 29–52.

Nachrichten – Wöchentliche Rostockischen Nachrichten und Anzeigen, Rostock 1752–1758.

PC – Felix Priebatsch (Hg.), Politische Correspondenz des Kurfürsten Albrecht Achilles, 
Bd. 1, Leipzig 1894.

Pelc 1994 – Ortwin Pelc, ‚Rostock um 1200. Von der slawischen Burg zur deutschen Stadt’, 
in: Rostock im Ostseeraum in Mittelalter und früher Neuzeit, Rostock 1994, S. 19–29.

Pelc 1995 – Ortwin Pelc (Hg.), 777 Jahre Rostock. Neue Beiträge zur Stadtgeschichte, Rostock 1995.

Pelc 2018 – Ortwin Pelc, ‚Rostock und die Hanse’, in: Matthias Manke (Hg.), Rostock und 
seine Nachbarn in der Geschichte. Beiträge zum Doppeljubiläum von Stadt und Universität 
„Rostock 800/600“ 2018/19 (Veröffentlichungen der Historischen Kommission für Mecklen-
burg B 6), Lübeck 2018, S. 173–98.

Pitz 2001 – Ernst Pitz, Bürgereinung und Städteeinung. Studien zur Verfassungsgeschichte 
der Hansestädte und der deutschen Hanse (QFhG N.F. 52), Köln 2001.

Pluns 2007 – Marko A. Pluns, Universität Rostock 1418–1563, Köln 2007.

Redlich 1903 – Oswald Redlich, Rudolf von Habsburg. Das deutsche Reich nach dem Un-
tergang des alten Kaisertums, Innsbruck 1903.

Rettig 2018 – Dorothea Rettig, ‚Ad referendum. Zur Funktionsweise hansischer Versamm-
lungen 1370–1453’, in: HGbll. 136, 2018, S. 133–72.

Jana Schmalfuß



187

Reuter 1907 – Christian Reuter, ‚Die Askanier und die Ostsee’, in: HGbll. 34, 1907, S. 291–318.

Rostocker Chronik – Karl Ernst Hermann Krause (Hg.), Van der Rostocker Veide. Rostocker 
Chronik von 1487–1491, Rostock 1880.

Sauer 1971 – Hans Sauer, Hansestädte und Landesfürsten. Die wendischen Hansestädte in 
der Auseinandersetzung mit den Fürstenhäusern Oldenburg und Mecklenburg während der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts (QDhG 16), Köln, Wien 1971.

Schröder 2003 – Karsten Schröder (Hg.), In deinen Mauern herrsche Eintracht und allge-
meines Wohlergehen. Eine Geschichte der Stadt Rostock von ihren Ursprüngen bis zum Jahre 
1990, Rostock 2003.

Schubert 2002 – Ernst Schubert, ‚Novgorod, Brügge, Bergen und London: Die Kontore der 
Hanse’, in: Concilium medii aevi 5, 2002, S. 1–50.

Schultze 1961 – Johannes Schultze, Die Mark Brandenburg. Bd. 1. Die Entstehung und 
Entwicklung unter den askanischen Markgrafen, Berlin 1961.

Schulz 1987 – Knut Schulz, ‚Vom Herrschaftsantritt der Hohenzollern bis zum Ausbruch 
des Dreißigjährigen Krieges (1411/12–1618)’, in: Wolfgang Ribbe (Hg.), Geschichte Berlins. 
Erster Band: Von der Frühgeschichte bis zur Industrialisierung, München 1987, S. 251–340.

Schulz 2017 – Knut Schulz, ‚Der Berliner Unwille (1442–48/51). Von der Bürgerstadt zur 
Residenzstadt’, in: Rudolf Holbach, David Weiss (Hgg.), Vorderfflik twistringhe unde twydracht. 
Städtische Konflikte im späten Mittelalter (Oldenburger Schriften zur Geschichtswissenschaft 18), 
Oldenburg 2017.

Seier 2012 – Maria Seier, ‚Die Hanse auf dem Weg zu Städtebund: Hansische Reorganisati-
onsbestrebungen an der Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert’, in: HGbll. 130, 2012, S. 93–125.

Selzer 2010 – Stephan Selzer, Die mittelalterliche Hanse, Darmstadt 2010.

Stein 1902 – Walther Stein, ‚Über die ältesten Privilegien der deutschen Hanse in Flandern 
und die älteste Handelspolitik Lübecks’, in: HGbll. 1902, S. 49–133.

Stein 1915 – Walther Stein, ‚Die Hansestädte (Schluß)’, in: HGbll. 21, 1915, S. 119–78.

Vogtherr 1996 – Hans-Jürgen Vogtherr (Hg.), Die Lübecker Pfundzollbücher 1492–1496 
(QDhG N.F. 41, Teile 1–4), Köln 1996.

Die Autonomie von Hansestädten am Beispiel von Rostock



188

Wernicke 1983 – Horst Wernicke, Die Städtehanse 1280–1418. Genesis – Strukturen – Funk-
tionen (Abhandlungen zur Handels- und Sozialgeschichte 22) Weimar 1983.

Wernicke 1984 – Horst Wernicke, ‚Die Stadt in der Städtehanse – Zwischen städtischer 
Autonomie und bündischer Pflichterfüllung’, in: Fritze u. a. 1984, S. 35–44.

Weststrate 2003 – Job Weststrate, ‚Abgrenzung zur Aufnahme. Zur Eingliederung der 
süderseeischen Städte in die Hanse, ca. 1360–1450’, in: HGbll. 121, 2003, S. 13–40.

Winkelmann 2011 – Jan Winkelmann, Die Mark Brandenburg des 14. Jahrhunderts. Mark-
gräfliche Herrschaft zwischen räumlicher »Ferne« und politischer »Krise« (Studien zur 
brandenburgischen und vergleichenden Landesgeschichte 5), Berlin 2011.

Jana Schmalfuß


